
Antrag der Gemeinde Wölfersheim (Antragstellerin) auf Zulassung einer Abwei-
chung von Zielen des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennut-

zungsplans 2010 (RPS/RegFNP 2010) für die Ausweisung eines Gewerbegebie-
tes „Logistikpark Wölfersheim A 45“ 

 
Abbildung 1: Auszug aus dem Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-

plan 2010 
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Antrag der Gemeinde Wölfersheim (Antragstellerin) auf Zulassung einer Abwei-
chung von Zielen des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennut-

zungsplans 2010 (RPS/RegFNP 2010) für die Ausweisung eines Gewerbegebie-
tes „Logistikpark Wölfersheim A 45“ 

Entscheidung 

Die mit Drucksache IX/38.1 erfolgte Entscheidung über den Antrag der Gemeinde Wöl-
fersheim auf Zulassung einer Abweichung von Zielen des Regionalplans Südhes-
sen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 wird – mit Ausnahme der zwischenzeit-
lich bestandskräftigen Ziffern II. (Ablehnung des Antrags auf Zulassung einer Abwei-
chung zugunsten der bauleitplanerischen Ausweisung einer gewerblichen Baufläche 
als Angebotsplanung) und III.2 (Zulassung der Abweichung für die bauleitplanerische 
Ausweisung einer Fläche für die Landbewirtschaftung innerhalb eines festgelegten 
Vorranggebiets Industrie und Gewerbe) – wie folgt unter Ziffer I unter Berücksichtigung 
der nachträglichen Umweltvorprüfung gemäß § 8 Abs. 2 ROG neu gefasst: 

I. Innerhalb der Antragsfläche I wird zur bauleitplanerischen Ausweisung einer ge-
werblichen Baufläche zur Ansiedlung eines REWE- Logistikzentrums die Abwei-
chung von den Zielen Z3.4.2-4 und Z10.1-10 des Regionalplans Südhessen/Re-
gionalen Flächennutzungsplans 2010 in einem Umfang von 30 ha nach Maßgabe 
der unter II. genannten Nebenbestimmungen sowie des in Kapitel G (Seite 69) 
beigefügten Lageplans, der Bestandteil dieses Bescheides ist, zugelassen. 

II. Die Zulassung der Abweichung erfolgt unter den nachfolgend aufgeführten Maß-
gaben (Auflagen und Bedingungen). Durch geeignete Festsetzungen im Bebau-
ungsplan ist sicherzustellen, dass 

1. Baukörper einen Abstand von mindestens 500m zum Vogelschutzgebiet 
Wetterau (5519401) einhalten. 

2. die Einleitung sämtlichen anfallenden Niederschlagswassers nur in der Grö-
ßenordnung des Niederschlagswasserabflusses erfolgt, der auch von der 
nicht versiegelten Fläche des Plangebiets in Richtung Waschbach abfließt. 
Dabei ist gleichzeitig sicherzustellen, dass keine groben Verunreinigungen, 
Schwebstoffe oder Leichtflüssigkeit in den Waschbach eingeleitet werden; 

3. Kollisionen durch die Verwendung von für Vögel sichtbaren Bauprodukten 
(z.B. Vogelschutzglas) vermieden werden; 

4. Bepflanzungen des Abweichungsgebiets ausschließlich mit regionalem 
Pflanz- und Saatgut erfolgen; 

5. der Einsatz von Pestiziden (zur Grünflächenpflege sowie im Bereich erfor-
derlicher Ausgleichmaßnahmen) im Abweichungsgebiet ausgeschlossen 
wird; 

6. nachtaktive Vogelarten nicht durch Lichtimmissionen beeinträchtigt werden; 
hierzu ist 
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a) im Bebauungsplan festzusetzen, dass entlang der südlichen / südöst-
lichen Grenze des Baugebiets ein mindestens 3m hoher Lärmschutz-
wall zu errichten und zu bepflanzen ist. 

b) der Einsatz von gebündeltem Licht (Skybeamer, Laser) zu untersa-
gen. Es ist zu regeln, dass ausschließlich Natriumdampfhochdruck-
lampen oder gleichwertige Lichtquellen bzw. LED- Lampen mit einer 
Lichtfarbe unter 4000 Kelvin zulässig sind. Ferner ist festzusetzen, 
dass die Abstrahlung vertikal zum Boden hin zu erfolgen hat und eine 
gezielte Illuminierung von Gebäuden durch von außen auf die Fassa-
den gerichtete Scheinwerfer unzulässig ist. 

c) festzusetzen, dass Bauarbeiten in der Regel ausschließlich bei Tages-
licht stattfinden dürfen. 

d) der zulässige Immissionsrichtwert der Sechsten Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zum Bundes- Immissionsschutzgesetz (Technische 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA- Lärm) auch in den Nachstun-
den zwischen 22.00 und 6.00 Uhr eingehalten werden müssen. Hierzu 
ist entlang der südlichen und südöstlichen Grenze des Baugebiets 
eine Lärmschutzwand in ausreichender Höhe festzusetzen. 

7. Die zur Ansiedlung des REWE- Logistikzentrums erforderliche Darstellung 
gewerblicher Bauflächen sowie die anschließende Festsetzung eines Ge-
werbegebietes hat innerhalb der Antragsfläche I so zu erfolgen, dass Be-
lange der Landwirtschaft so wenig wie möglich beeinträchtigt werden. Die 
entsprechende Lage innerhalb der Antragsfläche I ist im weiteren Bauleit-
planverfahren zu begründen. 

8. Die Zulassung der Abweichung erfolgt unter der Bedingung, dass die Flä-
che II im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 als Fläche für die Landbe-
wirtschaftung (§ 5 Abs. 2 Nr. 9a Baugesetzbuch – BauGB) dargestellt wird. 
Die hierfür erforderliche Abweichung von Ziel Z3.4.2-5 wird zugelassen. 

9. Die Gemeinbedarfsfläche „Feuerwehr“ ist so zu verlegen, dass keine Böden 
mit hoher landwirtschaftlicher Qualität in Anspruch genommen werden.  

10. Für die Verlagerung des Modellflugplatzes sowie gegebenenfalls erforderli-
che Ausgleichsmaßnahmen dürfen Flächen innerhalb eines im Regional-
plan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 festgelegten Vor-
ranggebiet für die Landwirtschaft nicht in Anspruch genommen werden. 
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A. Vorbemerkung 

I. Verfahren seit 2017 

 Planvorhaben und Zielabweichungsverfahren 

Die Gemeinde Wölfersheim stellte am 23. Mai 2017 bei dem Regierungspräsidium 
Darmstadt in dessen Eigenschaft als obere Landesplanungsbehörde und Geschäfts-
stelle der Regionalversammlung Südhessen einen Antrag auf Zulassung einer Abwei-
chung von Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plans 2010 für die geplante Ausweisung eines Gewerbegebiets „Logistikpark Wölfers-

heim A 45" an der gleichnamigen Anschlussstelle der Bundesautobahn BAB 45, der 
Bundesstraße B 455 sowie der Kreisstraße K 181. 

Beabsichtigt ist die Ansiedlung eines Logistikzentrums des Unternehmens Rewe Markt 
GmbH auf einer rund 30 ha großen Fläche. Des Weiteren hatte die Gemeinde Wöl-
fersheim ursprünglich die Ansiedlung weiterer Gewerbebetriebe auf einer Fläche von 
ca. 10 ha im Rahmen einer Angebotsplanung geplant und beantragt. 

Der Regionalplan Südhessen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 hat diese Flächen 
(„Antragsfläche I") als Vorranggebiet für Landwirtschaft (36,9 ha) sowie als Grünflä-
chen – Sportanlagen (3,1 ha) festgelegt bzw. dargestellt. Zur (teilweisen) Kompensa-
tion sollte eine andere, auf dem Gemeindegebiet liegende Fläche, die als gewerbliche 
Baufläche dargestellt und mithin als Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, Planung, 
(12,4 ha) festgelegt ist („Antragsfläche II"), im Regionalen Flächennutzungsplan als 

Fläche für die Landbewirtschaftung dargestellt werden. 

Das Regierungspräsidium Darmstadt leitete am 30. Mai 2017 die Durchführung eines 
Abweichungsverfahrens ein. Nach Einholung der Stellungnahmen der nach § 8 Abs. 2 
Hessisches Landesplanungsgesetz (HLPG) zu beteiligenden Stellen (siehe unten, Ka-
pitel C, Seiten 18 ff.) legte das Regierungspräsidium Darmstadt der Regionalversamm-
lung Südhessen mit Drucksache Nr. IX/38.1 vom 5. September 2017 eine Beschluss-
vorlage vor, mit der der Regionalversammlung empfohlen wurde, dem Abschluss des 
Abweichungsverfahrens entsprechend der Vorlage der Geschäftsstelle der Regional-
versammlung zuzustimmen. Es wurde empfohlen, die Abweichung von den Zielen 
Z3.4.2-4 (Vorranggebiet Industrie und Gewerbe) hinsichtlich der Antragsfläche II sowie 
Z10.1-10 (Vorranggebiet für Landwirtschaft) des Regionalplans Südhessen/Regiona-
len Flächennutzungsplans 2010 hinsichtlich des Rewe Logistikzentrums zuzulassen, 
den Antrag im Übrigen (gewerbliche Bauflächen, Planung, zur weiteren Angebotspla-
nung innerhalb der Antragsfläche I) jedoch abzulehnen. 
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Die Regionalversammlung Südhessen stimmte in ihrer Sitzung am 22. Septem-
ber 2017 der Beschlussvorlage mehrheitlich zu. Hinsichtlich der Ablehnung der Zulas-
sung der Abweichung in einem Umfang von rund 10ha (als Teil von Antragsfläche I) 
ist der entsprechende Bescheid bestandskräftig. Auf Antrag der Gemeinde Wölfers-
heim ordnete die obere Landesplanungsbehörde am 5. März 2018 die sofortige Voll-
ziehbarkeit des Zielabweichungsbescheides an. 

 Umsetzung auf Ebene der Bauleitplanung 

In ihrer Sitzung vom 10. April 2019 hat die Verbandskammer des Regionalverbandes 
FrankfurtRheinMain die 2. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Gemeinde Wölfersheim, Ortsteile Berstadt, Wohn-
bach, Gebiet A: Logistikpark Wölfersheim (Antragsfläche I), Gebiet B: Industrie und 
Gewerbegebiet Wohnbach“ (Antragsfläche II) beschlossen. Rechtlich handelte es sich 
dabei um eine Änderung der flächennutzungsplanbezogenen Darstellungen des Regi-
onalen Flächennutzungsplans Südhessen im Ballungsraum Frankfurt/RheinMain im 
Sinne des § 9 Abs. 6 Satz 1 HLPG. Die Regionalversammlung Südhessen stimmte 
der Planänderung in ihrer Sitzung vom 14. Juni 2019 zu und bestätigte damit, dass 
Erfordernisse der Raumordnung im Sinne der vorgenannten Vorschrift nicht berührt 
seien, da bereits eine Zielabweichung zugelassen und diese vollziehbar sei. Die obere 
Landesplanungsbehörde / höhere Verwaltungsbehörde nach dem Baugesetzbuch ge-
nehmigte die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans mit Bescheid vom 
21. August 2019 gemäß § 6 Abs. 1 BauGB. 

 
Abbildung 2: Darstellung im Regionalplan 

Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 

 
Abbildung 3: Darstellung nach Änderung 

des Regionalen Flächennut-
zungsplans Frankfurt/Rhein-
Main 2010 

Der geänderte Regionale Flächennutzungsplan sowie dessen Genehmigung wurden 
am 2. September 2019 bekannt gemacht (StAnz. 2019 S. 840). Inhalt der Änderung 
ist die geänderte Darstellung 
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• Fläche für die Landwirtschaft (Vorranggebiet für Landwirtschaft) mit einer Größe 
von 28.6 ha sowie 

• einer Grünfläche – Sportanlagen – mit einer Größe von 1,4 ha 

jeweils in Gewerbliche Baufläche, geplant, sowie die geänderte Darstellung 

• einer Grünfläche – Sportanlagen sowie – mit einer Größe von 1,7 ha sowie  
• einer Gewerblichen Baufläche, geplant, mit einer Fläche von 12,4 ha 

jeweils in Fläche für die Landbewirtschaftung (Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft). 

II. Rechtsmittel des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 

Gegen die Zulassung der Abweichung erhob der Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND), Landesverband Hessen, Klage zum Verwaltungsgericht Gie-
ßen, welches diese wegen fehlender Klagebefugnis nach dem Umweltrechtsbehelfs-
gesetz mit Urteil vom 23. Januar 2019 – 1 K 9645/17.GI – (juris) abwies. Der Antrag 
des BUND auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen den 
Zielabweichungsbescheid blieb mit Beschluss des Hessischen Verwaltungsgerichts-
hofs vom 15. August 2019 – 4 B 1303/19 – (juris) erfolglos. 

Gleiches gilt für die gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Gießen eingelegt Beru-
fung, welche der Hessische Verwaltungsgerichtshof (gemäß § 130a Satz 1 Verwal-
tungsgerichtsordnung – VwGO) mit Beschluss vom 31. Mai 2021 – 4 A 610/19 – (juris) 
zurückwies. 

Auf die Revision des BUND hat das Bundesverwaltungsgericht die Entscheidung des 
Hessischen Verwaltungsgerichtshofs mit Urteil vom 28. September 2023 – 4 C 6.21 – 
(juris) aufgehoben und das Verfahren zur anderweitigen Verhandlung und Entschei-
dung an den Hessischen Verwaltungsgerichtshof zurückverwiesen. Das Verfahren ist 
dort weiterhin unter dem Aktenzeichen 4 A 610/19 anhängig, die mündliche Verhand-
lung ist auf den 16. Juli 2026 terminiert. 

Im Zusammenhang mit dem (Plan-)Vorhaben sind bzw. waren zahlreiche weitere ge-
richtliche Verfahren anhängig. Mit Beschlüssen des Verwaltungsgerichts Gießen (vom 
27. Juli 2020 – 1 L 2494/20.GI – (juris)) sowie des Hessischen Verwaltungsgerichts-
hofs (vom 17. März 2021 – 3 B 2000/20 – (juris)) wurde auf den Antrag des BUND die 
aufschiebende Wirkung seines Widerspruchs gegen die vom Kreisausschuss des Wet-
teraukreises erteilte Teilbaugenehmigung für den Oberbodenabtrag und dessen Ab-
transport sowie von Erdbauarbeiten zur Geländeregulierung inklusive Planungsstabi-
lisierungsmaßnahmen angeordnet, was faktisch einem „Baustopp“ entspricht. 

Des Weiteren sind drei Normenkontrollanträge, unter anderem des BUND ((3 C 
1792/20.N) gegen den von der Gemeinde Wölfersheim am 10. Juli 2020 in Kraft ge-
setzten Bebauungsplan „Logistikpark Wölfersheim A 45“ sowie zwei Normenkontroll- 
Eilverfahren gemäß § 47 Abs. 6 VwGO (Verfahren des BUND: 3 B 1794/20.N) beim 
Hessischen Verwaltungsgerichtshof anhängig. 
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Auch die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans ist Gegenstand einer Nor-
menkontrolle, diesbezüglich ist ebenfalls für den 16. Juli 2026 mündliche Verhandlung 
anberaumt. 

III. Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 28. September 2023 – 4 C 
6.21 – entschieden, dass das Tatbestandsmerkmal der Grundzüge der Planung in § 6 
Abs. 2 Satz 1 ROG europarechtskonform auszulegen sei. 

Die Grundzüge der Planung seien stets (auch) dann berührt, wenn anstelle eines Ziel-
abweichungsverfahrens ein Planänderungsverfahren durchzuführen sei, weil im Rah-
men einer Vorprüfung gemäß § 8 Abs. 2 ROG nicht mit hinreichender Sicherheit aus-
zuschließen sei, dass mit Zulassung der Abweichung erhebliche Umweltauswirkungen 
einhergehen. Klagen anerkannter Umweltverbände seien gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 
Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG) zulässig, wenn entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 lit. a) UmwRG eine Entscheidung über die Annahme eines Plans (Änderung des 
Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010) unterlassen wor-
den ist, eine Umwelt-Vorprüfung gar nicht durchgeführt wurde oder erhebliche Um-
weltauswirkungen im Rahmen einer Umwelt- Vorprüfung gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 
ROG nicht ausgeschlossen werden konnten. 

Eine entsprechende Umwelt-Vorprüfung hat im ursprünglichen Zielabweichungsver-
fahren nicht stattgefunden, sodass diese nachgeholt werden musste. Die Regionalver-
sammlung Südhessen hat daher – mit Ausnahme der ursprünglich projektierten Ange-
botsplanung sowie der „Rückgabe“ der gewerblichen Baufläche – unter Würdigung der 
Ergebnisse der Umwelt-Vorprüfung erneut über den Antrag der Gemeinde Wölfers-
heim zu entscheiden. 
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B. Zielabweichungsantrag der Gemeinde Wölfersheim 

I. Ziel des Antrags 

Mit Schreiben vom 23. Mai 2017 hat die Antragstellerin die Zulassung einer Abwei-
chung von Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plans 2010 beantragt, um im zukünftigen „Logistikpark A 45“ im Rahmen eines Bau-

leitplanverfahrens ein Gewerbegebiet ausweisen zu dürfen. Hierfür war ursprünglich 
die Inanspruchnahme von insgesamt rund 40 ha Vorranggebiet für Landwirtschaft er-
forderlich, nunmehr geht es noch um rund 30ha. 

Die nahegelegenen REWE- Lagerstandorte Rosbach vor der Höhe und Hungen seien 
mittlerweile an ihre Kapazitäts- und Produktivitätsgrenzen gekommen, eine Erweite-
rung sei dort nicht möglich, sodass im Bereich der Antragstellerin ein Lebensmittel-
distributions- und Logistikzentrum mit einer Lagerfläche von 10 ha für alle Sortiments-
bereiche auf einer Grundstücksfläche von maximal 30 ha gebaut werden soll. 

Das für das REWE Logistikzentrum vorgesehene Gebiet befindet sich südöstlich der 
Bundesstraße B 455 zwischen Wölfersheim und Berstadt. Im Südwesten begrenzt die 
Kreisstraße K 181 nach Echzell die Fläche. Im Südosten grenzt sie an die Gemar-
kungsgrenze zu Echzell. 

Der Regionalplan Südhessen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 sieht für diesen 
Bereich die Darstellung einer Fläche für die Landwirtschaft, mithin die Festlegung ei-
nes Vorranggebiets für Landwirtschaft (nunmehr rund 27 ha) sowie Grünflächen – 
Sportanlagen (3,1 ha) vor. Die Fläche wird mit den Signaturen Vorbehaltsgebiet für 
den Grundwasserschutz sowie Vorbehaltsgebiet oberflächennaher Lagerstätten über-
lagert. 

Gleichzeitig soll die Fläche II (siehe Abbildung 3, Fläche B), die im Regionalplan Süd-
hessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 als gewerbliche Baufläche dargestellt, 
mithin als Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, Planung, festgelegt ist, mit einer 
Größe von 12,4 ha „zurückgegeben“ werden und – so der Antrag – als Vorranggebiet 
für Landwirtschaft ausgewiesen werden. Gemäß § 9 Abs. 6 HLPG wurde dies im Rah-
men der Zuständigkeit des Regionalverbandes Frankfurt/RheinMain durch Darstellung 
einer Fläche für die Landbewirtschaftung umgesetzt. Der Regionalplan Südhes-
sen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 sieht dort – unverändert – ein Vorrangge-
biet Industrie und Gewerbe vor, wobei die Gemeinde Wölfersheim – und in der Folge 
der Regionalverband Frankfurt/RheinMain – mit Ziffer III.2 der Drucksache IX/38.1 von 
der Bindung an dieses Ziel befreit wurde.  
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Abbildung 4: Luftbild mit Kennzeichnung der Abweichungsflächen. Antragsgebiet I umfasst 

die mit Drs.38.1 abgelehnten Angebotsflächen für gewerbliche Nutzungen  

II. Beschreibung des Vorhabens 

 Lage der Gemeinde Wölfersheim im Raum 

Die Gemeinde Wölfersheim befindet sich 40 km nördlich von Frankfurt am Main in der 
Wetterau unweit der Städte Bad Nauheim und Friedberg (Hessen) an der Grenze zum 
Regierungsbezirk Gießen. 

Wölfersheim liegt an der Bundesautobahn BAB 45 und verfügt nach Angaben der An-
tragstellerin über eine gute Infrastruktur mit Einkaufsmöglichkeiten, Kindergärten, 
Schulen und Spielplätzen sowie Bürgerhäusern und Sportanlagen. Die Naherholungs-
gebiete Wetterauer Seenplatte, Niddastausee und Vogelsberg liegen in direkter Nähe. 

 
Abbildung 5: Kartendarstellung aus dem Text des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplans 2010 
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 Lage des Abweichungsgebiets 

Die Abweichungsfläche liegt an der Bundesautobahn BAB 45 (Anschlussstelle Wöl-
fersheim) und den Bundesstraßen B 455/B 489. Der Standort eignet sich nach Auffas-
sung der Gemeinde Wölfersheim demnach optimal für regionale Distributionslogistik. 

Das Gebiet ist durch überwiegend landwirtschaftliche Nutzung geprägt, es besteht aus 
einem Mosaik aus intensiv genutzten Ackerflächen und Feldwegen, einer Grünfläche 
(Sportanlage) und randlichen Gehölzbeständen entlang der im Nordwesten vorbeifüh-
renden Bundesstraße und der Autobahnanschlussstelle Wölfersheim. Unmittelbar 
westlich des Plangebiets befinden sich zwei landwirtschaftliche Betriebe (der Römer-
hof und der Marienhof (Putenmastbetrieb) mit Nebenanlagen im Gemeindegebiet von 
Echzell. Ein Teilgebiet von ca. 3,1 ha Größe ist bisher als „Grünfläche, Sportanlage“ 

im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellt und aktuell mit einem Modell-
flugplatz belegt. 

 
Abbildung 6: Luftbild mit Lage des Abweichungsgebiets Quelle: Google Maps: @2026Aero-

West, Airbus, GeoBaisDE/BKG LandsatVogelschutzgebiet Wetterau 

Rund 500m südöstlich des Abweichungsgebiets befindet sich das Vogelschutzgebiet 
Wetterau (5519401). Das Vogelschutzgebiet „Wetterau“ besitzt eine Größe von 

10.690 ha und erstreckt sich in mehreren Teilgebieten über den Wetteraukreis, den 
Kreis Gießen sowie den Main- Kinzig- Kreis. Das Schutzgebiet ist das einzige hessi-
sche Brutgebiet für Sumpfohreule, Uferschnepfe, Spießente und Rothalstaucher. 
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Zudem handelt es sich um das bedeutendste hessische Brutgebiet für den Großen 
Brachvogel, Kiebitz, Bekassine, Zwergdommel, Wachtelkönig, Wasserralle, Tüpfel-
sumpfhuhn, Kleines Sumpfhuhn, Wiesenweihe, Rohrweihe, Krick-, Knäk-, Löffel- und 
Schnatterente, Zwergtaucher, Eisvogel, Grauammer, Rohrschwirl sowie Schilf- und 
Drosselrohrsänger. Darüber hinaus ist es als bedeutendes Brutgebiet für weitere Grün-
land- und Feuchtgebietsarten sowie als bedeutendes Rast- und Überwinterungsgebiet 
für zahlreiche Limikolen, Enten, Taucher, Reiher, Gänse, Schwäne, Greifvögel und 
den Kranich einzustufen. 

 
Abbildung 7: Lage des Vogelschutzgebiets Wetterau im Verhältnis zum Antragsgebiet I, darge-

stellt entsprechend des Geltungsbereichs der Bauleitplanung 

Das Gebiet wird durch große, naturnahe Auenbereiche mit Frisch- und Feuchtwiesen 
charakterisiert. Es ist durch Stillgewässer sowie langsam fließende Flüsse und Bäche 
geprägt und weist viele Bereiche mit Nassbrachen, Röhrichten und Großseggenrieden 
auf. Als Brut und Rastbereiche stehen großräumige intensiv bewirtschaftete Ackerflu-
ren zur Verfügung. 
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III. Antragsbegründung 

 Standortwahl, Bauausführung 

Ein Alternativstandort in der näheren Umgebung mit ähnlich guter Verkehrsanbindung 
und besserem Einklang mit ökologischen, ökonomischen und sozialen Erfordernissen 
(Grundsatzes 3.1-1 (G) der 3. Änderung des Landesentwicklungsplans Hessen 2000) 
habe nicht gefunden werden können. 

Das Lager Wölfersheim solle im Sinne energie- und ressourcenschonender Konzepte 
neue Maßstäbe setzen. Die Materialverwendung und die Bauausführung des Lagers 
erfolgten nach den Standards der Deutschen Gesellschaft für nachhaltiges Bauen 
(DGNB), das Lager werde als sogenanntes Green Building errichtet. 

Das ohnehin mit „Grünstrom“ betriebene Lager werde im Bereich Gebäude und Anla-

gentechnik auf neueste, effiziente und umweltfreundliche Konzepte setzen. Dazu zähl-
ten Solarstrom, Wärmerückgewinnung, LED- Beleuchtung, E- Anschlüsse, LKW- La-
deraumkühlung, etc.. 

Die Gestaltung der Außenanlagen werde in Zusammenarbeit mit dem Naturschutz-
bund Deutschland – NABU – entwickelt und entsprechend umweltfreundlich / umwelt-
fördernd ausgeführt. Mit den eingeplanten Erweiterungsflächen sei das neue Logistik-
zentrum in Wölfersheim für eine Nutzungsdauer von mindestens 30 Jahren ausgelegt. 
Aus dem Zusammenschluss der beiden Lager am vorgesehenen Standort ergäben 
sich mehrere Vorteile: 

• Alle Sortimente (Trocken- und Tiefkühlsortiment, Obst und Gemüse, Frischepro-
dukte (Milch- und Molkereiprodukte sowie Fleisch) werden an einem Standort 
vereint; 

• Der Lkw- Querverkehr (Leergut und Shuttletouren) zwischen den Altstandorten 
entfällt; 

• Sortimentskombinationen ermöglichen durch eine verbesserte Frachtraumaus-
nutzung eine effizientere Tourenplanung; 

• Durch bereichsübergreifende Kommissionierung verbessert sich darüber hinaus 
auch die Transporthilfsmittelauslastung; 

• Ferner entstehen Synergien bei der Lagerbewirtschaftung bezüglich des Perso-
nals, Technik, Infrastruktur, Bewachung etc.; 

Auch wirtschaftlich ergäben sich nach Auffassung der Antragstellerin sowohl für sie 
als auch für die umliegenden Kommunen Vorteile aus dem Bau des Logistikzentrums. 
Insgesamt sollen 550 Arbeits- und 20 Ausbildungsplätze entstehen, womit die Arbeits-
plätze in der Region erhalten blieben. Zudem werde die Zusammenarbeit mit regiona-
len Produzenten, lokalen Erzeugern und Landwirten weiter ausgebaut. 
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 Belange der Landwirtschaft 

Das Änderungsgebiet „Logistikpark Wölfersheim A 45“ liegt im Bereich der regional-

planerischen Festlegungen Vorranggebiet für Landwirtschaft, Vorbehaltsgebiet für den 
Grundwasserschutz und Vorbehaltsgebiet oberflächennaher Lagerstätten. Im Vor-
ranggebiet für Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Bodennutzung Vorrang vor 
anderen Nutzungsansprüchen. Somit weicht die Planung einer Gewerblichen Bauflä-
che mit einer Größe von ca. 30,0 ha von den Zielen der Raumordnung ab. 

Der größte Teil der Flächen im Änderungsgebiet Teilfläche I ist von Nicht- Landwirten 
an Landwirte verpachtet. Nach dem Kenntnisstand der Antragstellerin und des von 
dieser beauftragten Projektentwicklers (April/Mai 2017) aus den Rückläufen der Eigen-
tümeranschreiben und Gesprächen seien die Flächen im Plangebiet „Logistikpark Wöl-
fersheim A 45“ an neun Landwirte verpachtet, wovon fünf Landwirte Flächen zusätzlich 

zu eigenen Flächen gepachtet hätten Der flächenmäßig größte Bewirtschafter im Ge-
biet halte eine Fläche von ca. 7,8 ha. Es zeichne sich ab, dass einzelne Bewirtschafter 
(Eigentümer und Pächter) durch die Gebietsentwicklung Flächenverluste erleiden, die 
zwischen 5 und 10% der bewirtschafteten Betriebsfläche lägen. Flächenverluste müss-
ten selbstverständlich ausgeglichen werden, damit betroffene Betriebe nicht in ihrer 
Existenz gefährdet würden. Es gebe mindestens einen betroffenen Betrieb, der auf-
grund seiner Struktur (Gesamtgröße und Alter des Betriebsinhabers) nicht mehr be-
triebswirtschaftlich nachhaltig am Markt bestehen könne. Mit diesem werde die An-
tragstellerin Kontakt aufnehmen, um gemeinsam ein Übergangskonzept zu entwickeln, 
das den Betriebsinhaber in die Lage versetze, ohne Einkommensverlust früher als ge-
setzlich vorgesehen den Betrieb auslaufen lassen zu können. Es werde generell von 
der Antragstellerin versichert, dass im weiteren Planungsprozess den Belangen der 
Landwirtschaft Rechnung getragen werde, und die Situation durch geeignete Maßnah-
men (Ersatz- und Tauschlandangebote, Entschädigungszahlungen u.a.) entsprechend 
entgegengetreten wird. 

 Verkehrliche Belange 

Der Logistikpark Wölfersheim A 45 soll an die Kreisstraße K 181 angebunden werden 
und über die Bundesstraße B 455 eine nahegelegene Verbindung zum Autobahnan-
schluss Wölfersheim (BAB 45) besitzen. 

Durch die Zusammenlegung der REWE- Lager werden nach Auffassung der Antrag-
stellerin die Ortsdurchfahrten langfristig entlastet. Quer und Leergutverkehr könne 
durch das energie- und ressourcenschonende Konzept verringert werden. REWE 
selbst gebe die Zahl der Gesamtfahrten bei der Verkehrserzeugung mit 2.756 Kraft-
fahrzeugen pro Tag an (jeweils 1378 Ein- und Ausfahrten). Davon entfielen 1.188 
Fahrten auf den LKW- Verkehr, die Zahl der PKW- Fahrten betrage 1.568. Als Basis 
für die Auswertung des Verkehrs des REWE Fuhrparks sowie des Verkehrs der Liefe-
ranten wurden die Daten der Kalenderwoche 46/2016 herangezogen. 
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Die Touren dieser Woche wurden im Sinne einer Worst- Case- Betrachtung der Durch-
schnittsverkehre um 10% beaufschlagt. Der anliefernde Verkehr werde dabei zu 70% 
aus Richtung Gambacher Kreuz kommend und zu 30% aus Richtung Hanau kommend 
aufgeteilt. Ferner werde eine Steigerungsrate von ca. 25% bis zum Jahr 2025 unter-
stellt. 

 Alternativenprüfung 

Laut Antragstellerin sind innerhalb der Gemeinde Wölfersheim keine Flächen in der 
erforderlichen Größe und der erforderlichen Nähe zur Bundesautobahn (BAB 45) vor-
handen. Alle anderen Flächen entlang der Autobahn seien, abgesehen von einer Vor-
behaltsfläche, die allerdings von einem Aussiedlerhof in Anspruch genommen werde, 
ebenfalls als Vorrangfläche für Landwirtschaft festgelegt und im Falle einer Bebauung 
dementsprechend nicht mit einer geringeren Eingriffsintensität verbunden. Ein Alter-
nativstandort in der näheren Umgebung mit ähnlich guter Verkehrsanbindung sei nach 
Auffassung der Antragstellerin nicht vorhanden. 

Die notwendige Grundstücksgröße, der Erhalt der Arbeitsplätze für die Belegschaft 
und die strategische Lage Wölfersheims (direkt an der Autobahnauffahrt zur Bundes-
autobahn BAB 45, zwischen den Altstandorten Hungen und Rosbach) konnten andere 
Grundstücke im relevanten Suchgebiet in Summe in dieser Form laut Aussage der 
Antragstellerin nicht bieten. 

Die angestrebte Flächenneuausweisung sei städtebaulich erforderlich, da hierdurch 
ein integrierter Logistikstandort mit Anbindung an überregionale Verkehrsachsen ent-
stehen könne, welcher aufgrund wachsender Verkehrsströme notwendig sei. Im Ge-
biet der Gemeinde stünden keine anderen Planungsflächen für die beabsichtigte Nut-
zung zur Verfügung. 

 Rückgabe der Antragsfläche II 

Die Antragsfläche II soll auf Vorschlag der Antragstellerin im Rahmen des Abwei-
chungsverfahrens im Zuge eines Flächenausgleichs zurückgenommen werden. In den 
beiden übrigen Gewerbegebieten (Berstadt und Wölfersheim) stünden lediglich klei-
nere Potentialflächen, welche vorwiegend Betriebserweiterungen dienten, zur Verfü-
gung. In Wölfersheim stehen nach Aussage der Antragstellerin ca. 1,2 ha und im In-
dustrie- und Gewerbegebiet Berstadt ca. 5,0 ha Gewerbebaufläche zur Verfügung. 
Diese Flächen seien bereits mit einem Bebauungsplan überplant. Aktuelle Nachfragen 
hinsichtlich Neuansiedlungen und Betriebserweiterungen reduzierten diese Flächen-
potentiale deutlich. Im Gebiet der Gemeinde gebe es darüber hinaus keine geplanten 
Bauflächen, die für eine Flächenrücknahme genutzt werden könnten. Ferner stünden 
keine Alternativflächen zu Verfügung. Die Antragstellerin bittet daher um eine im Sinne 
des Antrages positive Entscheidung. Wie dargestellt (Kapitel A.I.2., Seite 8) wurde die 
entsprechende Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans bereits vorgenom-
men. 
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C. Ergebnis der Umwelt Vorprüfung 

I. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen 
und die biologische Vielfalt 

 Menschliche Gesundheit 

Das Baugebiet befindet sich in ca. 1.000 m Entfernung von den Ortsrändern von Ber-
stadt im Norden und Geisenheim im Südwesten. Es liegt unmittelbar an der Kreis-
straße K 181 und der Bundesstraße B 455; die Bundesautobahn BAB 45 zieht nur 
wenige Hundert Meter nordöstlich am Standort vorbei, der im Hinblick auf bestehende 
Lärmimmissionen deshalb als stark vorbelastet gelten muss. 

Auch aufgrund des unzureichend ausgebauten Wegenetzes ist das Gebiet kaum für 
die Naherholung geeignet, sodass Konflikte mit den Belangen der Wohnqualität und 
Naherholung – sofern nicht unter dem Aspekt Landschaftsbild (siehe unten, Kapi-
tel C.II.4, Seite 26) behandelt – nicht zu erwarten sind. 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens und den Abstimmungen mit Hessen Mobil als 
zuständige Fachbehörde wurde eine Verkehrsuntersuchung erstellt, um die Auswir-
kungen des geplanten Vorhabens auf das bestehende Straßennetz zu bewerten. 
Durch die Zusatzbelastung sind die bestehenden Einmündungen im Verlauf der Bun-
desstraße nicht mehr leistungsfähig, sodass hier drei koordinierte Signalanlagen vor-
gesehen werden. Zusätzlich sollen weitere Maßnahme ergriffen werden, um Verflech-
tungsvorgänge zu minimieren und unnötige Brems- bzw. Beschleunigungsvorgänge 
zu reduzieren. 

Für die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr ist auf dem Logistikge-
lände eine Bushaltestelle auf Höhe des geplanten Parkhauses vorgesehen. Für den 
Radverkehr sind keine unmittelbaren Maßnahmen vorgesehen. Die Gemeinde Wöl-
fersheim prüft zurzeit, wie ein Netzschluss für den Rad- und Fußgängerverkehr umge-
setzt werden kann. 

Die schalltechnische Untersuchung hat für die Ebene des Bebauungsplans ergeben, 
dass durch den vorhabenbezogenen Verkehr unter Beibehaltung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h für Pkw und 80 km/h für Lkw eine Erhöhung der 
Lärmbelastung für die Wohnbebauung im Umfeld des Geltungsbereichs (Aussiedler-
hof „Römerhof“) von max. 0,9 dB(A) zu erwarten ist. Diese Erhöhung liegt deutlich 

unter der Hörbarkeitsschwelle. 

Die Bewertung gilt bei der Annahme, dass der Ausbau der Kreisstraße mit der Anord-
nung von Abbiegefahrstreifen und somit eine Verlagerung des äußeren durchgehen-
den Fahrstreifens in nördlicher Richtung erfolgt (Planungsbüro für Lärmschutz Alten-
berge GmbH 20254). 
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Auch für den Ortsteil Geisenheim sind mit Erhöhungen des Verkehrslärms von weniger 
als 3 dB(A) (tags) zu erwarten, d. h. 0,4 dB(A) tags und 1,4 dB(A) nachts. Für die im 
Untersuchungsraum repräsentativ überprüften baulichen Anlagen wird die grundrecht-
liche Zumutbarkeitsschwelle von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts in Verbindung 
mit einer Lärmerhöhung durch den planbedingten Zusatzverkehr (Neuverkehr aus dem 
Plangebiet) nicht erreicht. 

Im Hinblick auf Belastung durch Gewerbelärm werden die zulässigen Immissionsricht-
werte an dem maßgeblichen Immissionsort (Römerhof) deutlich unterschritten. Durch 
den nächtlichen Warenumschlag ist jedoch eine Überschreitung der Immissionsricht-
werte in der lautesten Nachstunde zu erwarten. Auf Ebene der Bauleitplanung hat eine 
konkrete Betrachtung zu erfolgen, die entsprechend den rechtlichen Vorgaben erheb-
liche Beeinträchtigungen unterbinden muss. Über die Errichtung einer 6 m hohen 
Lärmschutzwand im südlichen Bereich des Logistikzentrums können die zulässigen 
Immissionsrichtwerte auch in der Nacht eingehalten werden. 

Für die Ebene der Regionalplanung lassen sich auf Basis der vorhandenen Daten er-
hebliche Beeinträchtigungen für die menschliche Gesundheit ausschließen. 

 Tiere, Pflanzen, Vogelschutzgebiet Wetterau 

a) Tiere und Pflanzen 

Der Eingriffsbereich stellt für einige bedeutsame Tiere des Offenlandes einen stark 
belasteten, aber noch immer nutzbaren Lebensraum dar. Nahe dem Geltungsbereich 
wurden im Sommer 2021 insgesamt sechs Feldhamsterröhren gefunden. 

Für diese Art wurde daher als vorlaufende Ersatzmaßnahme ein System aus Schutz-
streifen in der Feldflur in direkter Umgebung zum Plangebiet umgesetzt. Das seit 2019 
durchgeführte jährliche Monitoring des Plangebiets hat ergeben, dass das Feldhams-
tervorkommen in den Jahren 2023 und 2024 nicht mehr bestätigt werden konnte. 

Vorsorglich ist aber auch weiterhin die Bereitstellung der angelegten Schutzstreifen 
wie auch die Umsetzung der artspezifischen Vermeidungsmaßnahmen während der 
Bauphase vorgesehen. Das Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbestän-
den kann somit für den Feldhamster ausgeschlossen werden. 

Zur Bewertung des Plangebiets als Lebensraum für Vögel wurden in den letzten Jah-
ren umfangreiche Untersuchungen vorgenommen, wobei ein gegenüber dem Gel-
tungsbereich der Planung größeres Untersuchungsgebiet bestimmt wurde. Zuletzt 
wurden im Jahr 2023 eine Brutvogelkartierung sowie 2023/2024 eine Rastvogelkartie-
rung durchgeführt. Für das Brutgeschehen der Feldlerche wurde von 2017 bis 2024 
jährlich ein Monitoring durchgeführt. Insgesamt wurden im Untersuchungsgebiet 47 
Vogelarten nachgewiesen, wovon 26 Arten Nahrungsgäste oder Durchzügler sind. Die 
übrigen 21 Arten sind als Brutvögel im Untersuchungsgebiet zu betrachten. 
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Hinzu kommen sieben weitere Arten, die sich ausschließlich außerhalb des für Brut-
vögel relevanten Untersuchungsgebiets befanden und im Rahmen der Rastvogelkar-
tierung erfasst wurden. Das Untersuchungsgebiet für die Brutvogelkartierung umfasste 
neben dem Plangebiet weitere angrenzende Ackerflächen im Süden und Osten sowie 
Teile des reich mit Gehölzen umgrenzten Römerhofs im Westen. Im Norden wird das 
Untersuchungsgebiet durch die Bundesstraße B455 begrenzt. 

Das Untersuchungsgebiet der Rastvogelkartierung wurde deutlich größer gewählt und 
erweitert den im Rahmen der Brutvogelkartierung betrachteten Bereich nach Süden 
bzw. Südosten bis hinein in das Vogelschutzgebiet „Wetterau“. 

Die wertgebenden Arten Rauchschwalbe, Rot und Schwarzmilan sind als reine Nah-
rungsgäste im Plangebiet einzustufen. Der Turmfalke war ebenfalls als Nahrungsgast 
im Plangebiet vertreten, brütete aber sehr wahrscheinlich an Gebäuden der Höfe ent-
lang der Kreisstraße K181, die allerdings außerhalb des Untersuchungsgebiets liegen 
und nicht vom Eingriff betroffen sind. Entsprechend des untersuchten Lebensraums 
wurden bei der Brutvogelkartierung hauptsächlich Arten des Offenlandes sowie Arten 
des Siedlungsrandes festgestellt.  

Die Arten des Siedlungsrandes konzentrieren sich im Bereich des Römerhofs, der 
durch die vorhandenen Gebäude und den zum Teil älteren Baumbestand Brutplätze 
u. a. für eine Starenkolonie bietet. Auch Freibrüter wie Stieglitz und Grünfink finden 
hier geeignete Habitatbedingungen vor. Da die Brutstätten im Bereich des Römerhofs 
außerhalb des Plangebiets liegen, sind sie unbetroffen. 

Im Bereich der Hecken entlang der Bundesstraße B455 konnten hingegen nur wenige 
Brutvogelarten nachgewiesen werden, obwohl sich die Heckenstruktur grundsätzlich 
als Bruthabitat eignet. Eine Ursache dafür kann die Störwirkung durch die stark fre-
quentierte Straße sein. 

Als typische Arten des Offenlandes konnten zudem die Feldlerche und das Rebhuhn 
im Plangebiet als Brutvögel nachgewiesen werden. Die Entwicklung des Plangebiets 
in den letzten sieben Jahren hin zu Dauergrünland und der Verzicht auf Pestizide hat 
das Nahrungsangebot für beide Arten gegenüber der vorherigen intensiven ackerbau-
lichen Nutzung erhöht. 

Insgesamt ergibt sich hierdurch ein deutlich aufgewertetes Feldlerchen und Rebhuhn 
Habitat gegenüber dem Zustand im Jahre 2017. Um den Verlust der betroffenen Brut-
reviere zu kompensieren, müssen durch eine vorlaufende Ersatzmaßnahme zwölf 
Feldlerchen- Reviere neu geschaffen werden. Aufgrund derselben Habitatansprüche 
kann dadurch auch der Verlust von vier Rebhuhn- Revieren ausgeglichen werden. 

Bei einem Flächenanspruch von 0,5 ha pro Feldlerchenrevier, ergibt sich für die Aus-
gleichfläche somit eine notwendige Größe von 6 ha. Die ursprüngliche Maßnahmen-
fläche, die auf den Ergebnissen der Untersuchungen von 2017 beruhte, wurde bereits 
2019 begründet und umfasste rund 5 ha (davon ca. 4,5 ha wirksam als Feldlerchen- 
Ausgleichsfläche). 
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Für das Jahr 2024 wurde diese Maßnahme zur Förderung der Feldvögel in Abstim-
mung mit der Unteren Naturschutzbehörde verändert. Um die Habitatqualität für Feld-
lerchen zu verbessern, wurden im Frühjahr 2024 auf insgesamt 6 ha Fläche in der 
Umgebung der bisherigen Ausgleichsfläche vier CEF- Maßnahmenflächen angelegt. 

Eine einzelne CEF- Maßnahmenfläche hat eine Mindestgröße von 1 ha und besteht 
aus Blühstreifen, Schwarzbrachestreifen und extensiv genutztem Acker. Von der Wirk-
samkeit dieser Maßnahme wird ausgegangen, da das Konzept dem Maßnahmenblatt 
für die Feldlerche des Hessischen Landesamts für Naturschutz, Umwelt und Geologie 
(HLNUG) folgt. 

Innerhalb des Plangebiets sind aufgrund der intensiven Nutzung keine geschützten 
Pflanzen oder Pflanzengesellschaften anzutreffen. Auch Biotope, welche nach § 30 
BNatSchG oder § 31 HeNatG gesetzlich geschützt wären, sind nicht vorhanden. 

Die Ausführungen machen deutlich, dass bei Umsetzung der vorlaufenden Ersatzmaß-
nahmen für die Feldlerche und vorsorglich auch für den Feldhamster nicht mit erheb-
lichen Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt zu rechnen ist. Die CEF- Maßnah-
men werden im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets umgesetzt, so dass eine Aus-
strahlung auf Regionalplanungsebene ausgeschlossen ist. 

Eine Betroffenheit von Arten über die beschriebenen lokalen Artvorkommen hinaus, ist 
nicht gegeben. Erhebliche Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt auf Ebene der 
Regionalplanung sind somit ausgeschlossen. 

b) Vogelschutzgebiet Wetterau 

Die zu bebauende Fläche liegt vollständig außerhalb des Vogelschutzgebiets „Wette-

rau“. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt mindestens rd. 470 m entfernt, 

der Rand des Baufensters liegt 500 m entfernt zur Schutzgebietsgrenze (Fehler! Ver-
weisquelle konnte nicht gefunden werden., Seite 12). Mit dem Vorhaben sind somit 
keine Flächeninanspruchnahmen innerhalb des Vogelschutzgebiets verbunden. 

Das Vogelschutzgebiet „Wetterau“ weist großräumige funktionale Beziehungen durch 

die Mobilität der Zielarten (Vögel) auf. Folglich ist hier eine genauere Betrachtung des 
Schutzgebiets einschließlich seines funktionalen Umfeldes notwendig. Eine Beein-
trächtigung der Erhaltungsziele und der maßgeblichen Bestandteile des Schutzgebie-
tes durch ein Vorhaben kann aufgrund seiner Lagebeziehung dann ausgeschlossen 
werden, wenn die Reichweite der Wirkfaktoren den Abstand des geplanten Vorhabens 
zum betrachteten Gebiet unterschreitet. 

Bei den genannten potenziell großräumigen Umgebungswirkungen spielen die durch 
anlagebedingten Flächenbedarf ausgelösten Lebensraumverluste nur dann eine 
Rolle, wenn zwischen Plangebiet und Natura 2000- Gebiet eine Überschneidung oder 
funktionale Nähe der betroffenen Lebensräume besteht. Der allgemeine Lebensraum-
verlust führt nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung. 
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Eine Überprüfung der möglichen Auswirkungen durch großräumigen Lebensraumver-
lust ist nur erforderlich, wenn für ein Schutzgebiet maßgebliche Arten mit großräumi-
gen funktionalen Beziehungen auftreten. Im vorliegenden Fall sind großräumige Um-
gebungswirkungen durch potenzielle Lebensraumverluste und Beeinträchtigungen der 
Lebensräume im Vogelschutzgebiet Wetterau mit Blick auf die relevanten Wirkfaktoren 
zu betrachten und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit zu bewerten. 

Aufgrund der räumlichen Nähe des Vorhabens zum Schutzgebiet werden auch die auf 
bau- und anlagenbedingte Flächeninanspruchnahmen außerhalb des Gebiets be-
schränkten Wirkfaktoren vorsorglich hinsichtlich möglicher Auswirkungen auf Erhal-
tungsziele des Gebiets durch Beeinträchtigung des Umfelds betrachtet. 

Die Verträglichkeitsuntersuchung hat unter Berücksichtigung der art- und gebietsspe-
zifischen Situation gezeigt, dass erhebliche Beeinträchtigungen aller maßgeblichen 
Vogelarten und somit der Erhaltungsziele des Vogelschutzgebiets Wetterau ausge-
schlossen werden können. Das geplante Vorhaben ist daher verträglich im Sinne der 
FFH- Richtlinie. 

Auch wenn das Ergebnis der durchgeführten FFH- Verträglichkeitsprüfung selbst unter 
einem konservativen Ansatz zur Wirkungsprognose zu einem deutlichen Ergebnis 
kommt, wird unter Beachtung des Gebots der Eingriffsminimierung empfohlen, im 
Zuge der Freiflächenplanung Maßnahmen zur Reduktion von Emissionen in die um-
gebende Landschaft umzusetzen. Hierzu eignet sich, wie bereits in der Natura 2000- 
Studie von 2017 vorgeschlagen, eine randliche Anwallung, die über die Scheinwerfer-
höhe von LKW hinausreicht (mindestens 1,5 m) und neben den Lichtemissionen auch 
einen Großteil der Schallabstrahlung auffangen wird. Eine Begrünung des Walles bzw. 
seiner Umgebung wird darüber hinaus die visuellen Störungen durch Fahrzeuge und 
Personen weitgehend minimieren, sodass keine negativen Einflüsse durch Störreize 
auf das Vogelschutzgebiet zu erwarten sind. 

II. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft 

 Fläche, Boden 

Durch die Ausweisung des hier in Rede stehenden Bereichs infolge der Abweichungs-
zulassung als Baugebiet ist von einer dauerhaften Beeinträchtigung des Schutzguts 
Boden auszugehen. Aufgrund der Versiegelung durch Gebäude und Verkehrsflächen 
gehen die Funktionen des Bodens als Lebensraum für Pflanzen und Tiere sowie als 
Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium und für den Wasserhaushalt weitgehend ver-
loren. 

Am Standort sind zum größten Teil natürlich gewachsene Böden anzutreffen, die bis-
lang weitgehend uneingeschränkt ökologische Bodenfunktionen erfüllen. Nur im Süd-
osten befindet sich eine rund 3,8 ha umfassende Fläche, die durch Bergbautätigkeiten 
anthropogen überformt ist. 
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Nach den Daten der BFD50 liegt das Plangebiet in einem Bereich, in dem Böden aus 
mächtigem Löss vorherrschen. Im Zentrum liegt die Bodeneinheit „Parabraunerde 

Tschernoseme und Tschernosem Parabraunerden mit Tschernosemen“ vor. Im Nor-

den befinden sich Böden der Einheit „Humusparabraunerden mit Tschernosem Para-

braunerden“. 

Bei den Tschernosemen, auch Schwarzerden genannt, handelt es sich um, in Hessen 
nur reliktisch vorliegende Böden, die bereits im frühen Holozän unter kontinentalen 
Klimabedingungen aus den mächtigen Lössablagerungen gebildet wurden. Die Kom-
bination aus starker Durchmischung des Bodens durch Bodenwühler und eine redu-
zierte mikrobiellen Abbauaktivität in den heißen trockenen Sommern und den kalten 
Wintern führten zu einer starken und tiefgründigen Humusakkumulation. Durch das 
heute vorherrschende humide Klima entwickeln sich keine neuen Schwarzerden mehr 
in Hessen. 

Die vorhandenen Tschernoseme sind heute häufig degradiert. Im Geltungsbereich 
sind diese Böden nach der BFD50 ganz im Nordwesten und Osten randlich zu finden. 
Finden sich Tschernoseme mit intaktem Bodenprofil, so erfüllen diese eine Funktion 
als Archiv der Naturgeschichte. 

Die angesprochenen Bodentypen aus mächtigem Löss mit schluffig- tonigen Boden-
arten zeichnen sich durch hohe Humusgehalte, hohe Austauschkapazitäten für Nähr-
stoffe und hohe Wasserspeicherkapazität aus. Daraus resultieren sehr hohe Ertrags-
potentiale, die sich in Ertragsmesszahlen von 80 bis 90 widerspiegeln. 

Die nahezu vollständige Versiegelung und weitestgehende Verdichtung von großen 
Teilen des Abweichungsraums führt lokal zu einer Beeinträchtigung der Bodenfunkti-
onen. Sie führt dazu, dass Böden mit einem sehr hohen Ertragspotential nicht mehr 
für die landwirtschaftliche Nutzung zur Verfügung stehen und so auch ihre Produkti-
onsfunktion verlieren. 

Weiterhin resultiert aus der Versiegelung und der Verdichtung der Böden der Verlust 
von Bodengefüge, die Aggregatszerstörung sowie die Reduktion von besiedelbarem 
Porenvolumen. Dies führt dazu, dass diese nur noch bedingt für die Bodenfauna als 
Lebensraum zur Verfügung stehen. Durch Erdbewegung bei der Baufeldräumung kön-
nen Lebensräume vollständig und irreversibel verloren gehen. 

Nach Umsetzung der Planung wird außerdem die Infiltration von Niederschlagswasser 
in den Boden kaum mehr möglich sein. Zwar weisen die Böden im Plangebiet nur eine 
mittlere Durchlässigkeit auf, trotzdem tragen sie zu einem gewissen Maß dazu bei, 
Wasser bei hohen Niederschlägen zurückzuhalten und zu speichern und so z.B. Über-
schwemmungen vorzubeugen. Die Veränderung des Wasserhaushaltes kann außer-
dem zu einem Verlust von Lebensraum und einer Artenverschiebung führen. 
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Durch den Abtrag und die Versiegelung sowie die Verdichtung des Bodens verliert 
dieser in Teilbereichen des Geltungsbereiches außerdem teilweise seine natürliche 
Funktion als Filter und Puffersystem, insbesondere auch zum Schutz des Grundwas-
sers. 

Einschränkend ist die bisherige (übliche) Intensität der Bodennutzung durch intensiven 
Ackerbau zu erwähnen, die auch Einfluss auf die ökologischen Funktionen erwarten 
lässt. Durch Düngemitteleinsatz werden die Wasserreinigungsfunktionen des Bodens 
beeinträchtigt und es kommt teils zu Schadstoffeinträgen. Der Einsatz schwerer Ma-
schinen und Fahrzeuge führt dazu, dass viele landwirtschaftlich genutzte Böden be-
reits vorverdichtet sind. Auch die Lebensraumfunktion intensiv landwirtschaftlich ge-
nutzter Böden ist begrenzt. Allerdings sind diese Vorbelastungen im Vergleich zu einer 
vollständigen Versiegelung von großen Teilen des Geltungsbereichs eher als gering-
fügig einzustufen. 

Im Plangebiet kommt es mit Sicherheit zu erheblichen Beeinträchtigungen des Schutz-
guts Boden. Zur Frage der Erheblichkeit der Auswirkungen gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 
ROG in Verbindung mit der Anlage 2 zum Raumordnungsgesetz siehe Kapitel 
F.II.1.b)(1), Seite 54. 

 Wasser 

Der Regionalplan Südhessen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 weist das Gebiet 
als Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz aus. Es gibt keinen Anhaltspunkt da-
für, dass die Ausweisung eines Gewerbegebietes das Grundwasser beeinträchtigt. 

Für das Plangebiet wurde nachgewiesen, dass Grundwasser in geschlossener Form 
erst in den tieferen Zonen der tertiären Schichten als Kluftwasser in den Festgestein-
spartien der Basalte erwartet werden kann und daher weit unterhalb des geotechnisch 
relevanten Profilabschnittes vorliegt. 

Diese Schichten wurden im Rahmen der Baugrunderkundung lediglich singulär und 
mit einem Flurabstand von > 40 m festgestellt. Aufgrund der Gegebenheiten vor Ort 
ist sicher davon auszugehen, dass das Grundwasser – sowohl während der früheren 
landwirtschaftlichen Nutzung, als auch während der Erdbauarbeiten sowie nach Ab-
schluss der Baumaßnahme – zu keiner Zeit im Hinblick auf einen möglichen Schad-
stoffeintrag gefährdet war bzw. zukünftig sein kann. 

Ebenso kann eine Gefährdung der Heilquellen ausgeschlossen werden, da weder in 
grundwasserführende Schichten eingegriffen wird, noch ein indirekter Eintrag von 
Schadstoffen über Oberflächengewässer zu befürchten ist. 

Das zu betrachtende Plangebiet liegt nicht im Einflussbereich eines Grundwasserbe-
wirtschaftungsplanes. Auch befinden sich keine oberirdischen Gewässer, Quellen oder 
quellige Bereiche im Gebiet. 
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Gemäß Unterer Wasserbehörde dürfen 15 l/(s*ha) bezogen auf die Grundstücksgröße 
in die öffentliche Regenwasser- Vorflut eingeleitet werden. Die Grundstücksgröße be-
trägt ca. 25,5 ha, der zulässige Drosselabfluss somit ca. 382 l/s. 

Dieser wird durch einen Drosselschacht am Ende der Regenwasserkanäle auf dem 
Grundstück sichergestellt. 

Auf Ebene der Regionalplanung ist somit keine erhebliche Beeinträchtigung des Was-
serhaushaltes bzw. der Wasserqualität erkennbar. 

 Luft / Klima 

Das Baugrundstück liegt inmitten einer ausgedehnten und strukturarmen Ackerland-
schaft, deren Oberfläche bei entsprechenden Wetterlagen stark abstrahlt und große 
Mengen Kaltluft „produziert“. 

Das Baugebiet fällt nach Osten und Südosten sanft ab, sodass die Kaltluftströme aus 
dem Gebiet ursprünglich zur Bachniederung südöstlich von Berstadt und von dort in 
das Tal der Horloff abflossen. Diese funktionale Beziehung ist seit dem Bau der Bun-
desautobahn BAB 45, die teilweise in Dammlage mit geschlossenen Böschungsgehöl-
zen verläuft und dadurch die Kaltluft ableitet, gestört. Erheblich sind die damit einher-
gehenden Veränderungen des Kleinklimas aber nicht, da die Kaltluft parallel zur Auto-
bahn ins Horlofftal abfließen kann. 

Im weiteren Verlauf zieht die Niederung als breite Schneise an den Ortslagen von Ech-
zell, Bingenheim und Reichelsheim vorbei nach Süden. Erst in Florstadt, vor allem 
aber in Assenheim, verengt sich das Tal. Erst hier kann der Niederung eine nennens-
werte Bedeutung für die Frischluftversorgung der Innerortslage beigemessen werden. 
Die flussaufwärts liegenden Ortschaften sind eher ländlich strukturiert (klein, wenig 
Gewerbe, mäßige Verkehrsbelastung) und werden von oberhalb liegenden Ackerflä-
chen und Waldgebieten ausreichend mit Frischluft versorgt. Betrachtet man darüber 
hinaus die Ausdehnung und Homogenität der Ackerlandschaft im Untersuchungs-
raum, wird offenkundig, dass die Überbauung großer Teile des Eingriffsgebiets keine 
negativen Auswirkungen auf die Frischluftversorgung der Ortslagen haben wird. Sperr-
wirkungen sind aufgrund der Topographie auszuschließen. 

Die kleinklimatischen Veränderungen beschränken sich auf das Plangebiet selbst. Be-
dingt sind diese durch eine raschere Verdunstung und eine verstärkte Aufheizung im 
Sommer und dadurch einen geringfügigen Anstieg der Durchschnittstemperatur. 

Generell ist mit der Entwicklung eines Gewerbegebiets – lokal – eine Zunahme des 
Verkehrs verbunden und damit auch die Erhöhung der verkehrsbedingten Luftschad-
stoffkonzentrationen. Diese Veränderungen wirken aufgrund der direkten Lange an ei-
ner Autobahnauffahrt ausschließlich lokal. Regional betrachtet wird infolge der Abwei-
chungszulassung keine Erhöhung des LKW- Verkehrs erwartet. 



Dezernat III 31.1 – Regional und Bauleitplanung Seite 26 von 69 

 

Auf Ebene der Bauleitplanung wurde bereits ein entsprechendes Luftschadstoff Gut-
achten erstellt. Dieses kommt zu dem Ergebnis, dass die Zunahmen zu keinen we-
sentlichen Konflikten mit den Grenzwerten der aktuellen Bundesimmissionsschutzver-
ordnung führen (Ingenieurbüro Lohmeyer GmbH & Co. KG, 2025). 

Zudem entfällt durch den Neubau am Standort Wölfersheim der Lkw- Querverkehr 
(Leergut- und Shuttletouren) zwischen den Altstandorten in Hungen und Rosbach. 

Vor diesem Hintergrund kann eine erhebliche Beeinträchtigung von Klima und Luft auf 
regionalplanerischer Ebene ausgeschlossen werden. 

 Landschaft 

Der offene Charakter der Wetterau reicht bis in die Vorgeschichte zurück und ist den 
fruchtbaren Böden und der Klimagunst zuzuschreiben, die schon in der Jungsteinzeit 
den Menschen gute Lebensbedingungen gab. Archäologische Untersuchungen zei-
gen dabei immer wieder, dass die Wetterau zwar fast durchgehend genutzt wurde, 
dennoch kleinräumig eine sehr viel stärkere standörtliche Strukturierung aufwies. Auch 
ein Vergleich der heutigen Nutzungsgrenzen mit der Bodenkarte lässt noch erahnen, 
dass die Landschaft früher stärker von Bächen durchzogen und stärker konturiert war. 

Das Plangebiet liegt auf einem sanft bis auf 160m ü. NN ansteigenden Landrücken 
zwischen den beiden Fließgewässern Wetter und Horloff. Die auch hier stark acker-
baulich geprägte Landschaft bildet das Zentrum der nördlichen Wetterau. Sie wird 
beidseits der genannten Flusstäler von bewaldeten Höhenzügen eingefasst und läuft 
im Norden bei Hungen aus. 

Die Feld- Waldgrenzen haben sich seit dem 19. Jahrhundert kaum verändert, doch 
sind viele Bachtäler durch Meliorationsmaßnahmen mittlerweile in Ackerflächen über-
führt worden. Zusätzlich wirkte sich der Braunkohlebergbau auf die Landschaft aus. In 
der Grube Römerstraße wurden zwischen 1934 und 1962 mehr als 4 Millionen Tonnen 
Braunkohle gefördert. 

Nach dem Abbau der Braunkohle erfolgte die Rekultivierung der Grube Römerstraße. 
Die landwirtschaftliche Rekultivierung beinhaltete das Wiederauftragen des kulturfähi-
gen Bodens auf den Kippen. Mit dem Ende des Bergbaus entstand durch die wasser-
wirtschaftliche Rekultivierung der Tagebaurestlöcher eine Um und Neugestaltung der 
Landschaft in die „Wetterauer Seenplatte“. Hierdurch wurde die Landschaft stark ver-

ändert. 

Noch größer sind jedoch die Überformungen durch die Arrondierung der Ackerfluren. 
Gerade in Landschaften, in denen der Ackerbau dominiert, wo nur wenige Waldränder, 
Bäche und Steilhänge Einfluss auf die Wegeführung und den Zuschnitt von Flurstü-
cken nehmen, hat die Auflösung der alten Gewannfluren erhebliche Strukturdefizite 
hervorgebracht. 
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Vor allem aber hat die Siedlungsentwicklung der vergangenen Jahrzehnte zu einer 
massiven Veränderung der Landschaftsgestalt und ihrer ästhetischen Wahrnehmung 
geführt. Das allmähliche Zusammenwachsen der Ortschaften, das hier nicht von der 
Topographie behindert wird, zeigt sich auch zwischen Wölfersheim und Södel; groß-
flächige autobahnnahe Gewerbegebiete wie das bei Berstadt prägen vielerorts die Er-
scheinung der sehr durchsichtigen und deshalb sehr sensiblen Landschaft. 

Dennoch ist die nordöstliche Wetterau von der Siedlungsagglomeration noch weniger 
stark betroffen als die westliche, zur Bundesautobahn BAB 5 hin orientierte Achse, in 
der auch die historisch bedeutsameren und größeren Städte Butzbach und Friedberg 
(Hessen) liegen. 

Die nordöstliche Wetterau lässt sich somit als durch Tagebau und Siedlungserweite-
rung stark überformte, im Grundsatz aber nach wie vor wie vor Jahrhunderten genutzte 
Landschaft definieren, die in ihrer Gesamtheit relativ wenige Veränderungen der To-
pographie und mäßig starke Veränderungen der prägenden Nutzungsgrenzen (Wald / 
Feld / Siedlung) erfahren hat. 

Schwerwiegende Veränderungen betreffen vor allem die Elementausstattung, die in-
nerhalb der Ackerflur teilweise als Komplettverlust gewachsener Strukturen wahrzu-
nehmen ist, aber auch das Verschwinden landschaftlicher Bezüge durch die Verlage-
rung von Straßenverbindungen (Umgehungsstraße) und lineare Elemente mit Sperr-
wirkung (Bundesautobahn BAB 45). 

Bezogen auf den betroffenen Landschaftsraum, der zu maßgeblichen Teilen vom Vor-
haben direkt betroffen ist, wird die Umsetzung der Planung zu einer weitgehenden 
Prägung durch die moderne Nutzung bei noch erkennbaren Einflüssen früherer Perio-
den führen. 

Das Gewerbegebiet wird lokal die ansonsten weiterhin ackerbaulich geprägte Land-
schaft dominieren, wobei die unmittelbare Lage an der Bundesautobahn BAB 45 als 
Bündelung mit Vorbelastungen zu werten ist. Großräumig wird die Landschaft in Nut-
zung und Bestand daher nur geringfügig verändert. 

III. Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

Die Beikarte 1 zum Regionalen Flächennutzungsplan 2010 weist für das Gebiet Bo-
dendenkmäler aus. Nach Angaben des Regionalverbandes Frankfurt/Rhein-Main han-
delt es sich bei den oberflächig nicht mehr erkennbaren Relikten um Siedlungsspuren 
verschiedener Zeitstellungen (u. a. die jungsteinzeitliche Rössener Kultur) und alte, 
eventuell römische Verkehrswege, also einen für Gunstlagen des Altsiedellandes 
durchaus typischen Befund. Die als „Römerstraße“ bekannte K 181 ist als linienhaftes 

Bodendenkmal ausgewiesen. 
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In der Fläche potenziell betroffen ist der gesamte nordwestliche Teil des Eingriffsge-
biets, der als archäologisch sehr sensibel einzustufen ist. Die Ergebnisse der Magne-
tometer- Prospektion weisen zahlreiche Anomalien modernen Ursprungs auf, insbe-
sondere Reste moderner Infrastruktur in Form von Wegen, ehemaligen Bahntrassen 
oder modernen Materialträgern. 

Es wurden nur wenige positive Anomalien identifiziert, die als Gruben unbekannter 
Zeitstellung anzusprechen wären. Diese finden sich vereinzelt auf der gesamten Un-
tersuchungsfläche und in erhöhter Dichte an deren Südostrand. 

Das archäologische Potential der Fläche wurde insgesamt nicht als hoch eingestuft. In 
Anbetracht der starken modernen und vor allem geologischen Störungen konnte da-
mals allerdings nicht ausgeschlossen werden, dass archäologische Befunde uner-
kannt geblieben sind. Für den Bereich des ehemaligen Bergbaus sind erhalten geblie-
bene Bodendenkmäler jedoch nicht zu erwarten. 

Im Vorgriff der möglichen Gewerbegebietsentwicklung wurden daher auf Veranlas-
sung des Landesamtes für Denkmalpflege Hessen im Plangebiet und den für den Bau 
des öffentlichen Kanals benötigten Flächen archäologische Grabungsarbeiten durch-
geführt. Diese Arbeiten sind nach dem Hessischen Denkmalschutzgesetz (HDSchG) 
festgelegt und dienen dem bestmöglichen Schutz der dort befindlichen Bodendenkmä-
ler nach § 2 Abs. 2 HDSchG. Bei den Befunden handelt es sich um eine bedeutende 
mittelneolithische Fundstelle der sog. Rössener Kultur (Phase der mittleren Jungstein-
zeit) in Deutschland. Die Grabungen wurden Ende 2021 beendet. 

Somit kann auf regionalplanerischer Ebene eine erhebliche Beeinträchtigung von Kul-
turgütern und sonstigen Sachgütern ausgeschlossen werden. 
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D. Stellungnahmen zum Zielabweichungsverfahren 

I. Regierungspräsidium Darmstadt 

 Obere Landwirtschaft- sowie obere Landesplanungsbehörde 

Aus Sicht der unter anderem für die Belange der Landwirtschaft zuständigen Dezer-
nate des Regierungspräsidiums Darmstadt bestehen gegen die Planung grundsätzli-
che Bedenken. 

Es wird insbesondere auf Ziel Z10.110 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 verwiesen, wonach „im Vorranggebiet für Landwirtschaft die 

landwirtschaftliche Bodennutzung Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen“ habe. 

Grundlage für die Festlegung der Vorranggebiete für die Landwirtschaft sei der Land-
wirtschaftliche Fachplan Südhessen aus dem Jahr 2004 gewesen. Den Vorranggebie-
ten seien die Stufen 1a und 1b der Gesamtbewertung der Feldflurfunktionen des Gut-
achtens zu Grunde gelegt worden. Der betroffene Bereich sei im Landwirtschaftlichen 
Fachplan Südhessen in der höchsten Stufe 1a ausgewiesen. 

Verwiesen wird außerdem auf die Grundsätze G10.1-2 und G10.1-4 des Regional-
plans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010, durch die die sehr ertrag-
reichen Böden der Wetterau explizit geschützt seien. Diese Funktion werde durch den 
andauernden Verlust landwirtschaftlicher Fläche jedoch immer stärker gefährdet. 

Weiterhin wird bemängelt, dass sich die Vorhabensfläche I ohne jeglichen Anschluss 
an bereits bestehende Industrie und Gewerbegebiete als Planung „auf der grünen 

Wiese“ darstelle. Mit dem zeitgleich vorliegenden Abweichungsverfahren für das Zent-

rallager Lidl der Gemeinden Erlensee und Langenselbold von etwa 25 ha wären das 
insgesamt sogar deutlich über 50 ha. 

Auch sei in keiner Weise nachvollziehbar, weshalb das Logistikzentrum mit einer La-
gerfläche von ca. 10 ha eine Gesamtfläche von 30 ha umfassen müsse. Hierzu gehe 
aus den Antragsunterlagen hervor, dass bereits Erweiterungsflächen bevorratet wer-
den sollen, was aus landwirtschaftlicher Sicht abzulehnen sei. Die Gestaltung der Au-
ßenanlage solle in Zusammenarbeit mit Naturschutzbund Deutschland entwickelt und 
entsprechend umweltfreundlich / umweltfördernd ausgeführt werden, was einen erhöh-
ten Flächenbedarf bedeuten könne. Im Hinblick auf den stetig fortschreitenden Ver-
brauch landwirtschaftlicher Flächen seien insbesondere in der ertragreichen Wetterau 
Bodenversiegelungen auf ein unabdingbares Maß zu reduzieren.  

Die vorgelegten Standortalternativen für die geplante Gewerbefläche berücksichtigten 
lediglich das eigene Gemeindegebiet von Wölfersheim; die Mittelzentren Nidda, Büdin-
gen und Butzbach (dort finde derzeit eine größere Umstrukturierung von gewerblichen 
Bauflächen statt, durch die freigewordenen Konversionsflächen) bzw. das Mittelzent-
rum mit Funktion eines Oberzentrums Bad Nauheim / Friedberg sollten in die Alterna-
tivenprüfung einbezogen werden. 
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Im Planungsgebiet übersteige die Nachfrage nach Pachtflächen das Angebot bei wei-
tem, was sich in den überdurchschnittlichen Pachtpreisen niederschlage. Ein Verlust 
landwirtschaftlich intensiv genutzter Ackerflächen im beantragten Umfang würde nicht 
nur diesen Ackerflächenmangel erheblich verschärfen, sondern könne zudem für die 
dort wirtschaftenden Betriebe zu einer Existenzbedrohung führen. Im Wetteraukreis 
würden landwirtschaftliche Flächen überwiegend von entwicklungsfähigen Haupter-
werbslandwirtinnen und -landwirten bewirtschaftet, die dringend auf eine ausreichende 
Flächenausstattung – insbesondere Ackerflächen – angewiesen seien. Der Verlust der 
wertvollen Ackerböden sei nicht kompensierbar. 

Vor diesem Hintergrund sei es aus Sicht des öffentlichen Belanges Landwirtschaft / 
Feldflur unumgänglich, eine landwirtschaftliche Betroffenheitsanalyse zu erstellen und 
vorzulegen. Aus dieser sollten die Eigentümerinnen und die Pächter der Flächen her-
vorgehen. Es solle ermittelt werden, in welchem Umfang die einzelne Landwirtin oder 
der einzelne Landwirt Ackerflächen verliere (prozentual zu den insgesamt von die-
ser/diesem bewirtschafteten Flächen), damit eventuelle Existenzgefährdungen festge-
stellt werden könnten. Hierbei sei auch zu berücksichtigen, ob einzelne Betriebe durch 
andere flächenbeanspruchende Maßnahmen in den nächsten Jahren weitere Acker-
flächen verlieren werde (beispielsweise durch den zukünftigen Standort des Modell-
flugplatzes) beziehungsweise schon verloren habe. Der Ortslandwirt solle umgehend 
an der Planung beteiligt werden. 

Laut Antragsunterlagen soll der erforderlich werdende naturschutzfachliche Ausgleich 
aus dem Ökokonto der Gemeinde Wölfersheim erbracht werden, was aus landwirt-
schaftlicher Sicht ausdrücklich zu begrüßen sei. 

Es wird gefordert, die Antragsunterlagen wie folgt zu ergänzen: 

• Vorlage der landwirtschaftlichen Betroffenheitsanalyse und Darstellung des tat-
sächlichen Flächenbedarfs des Logistikzentrums (bei 10 ha Lagerflächen verblei-
ben 20 ha für Erweiterungsflächen, Eingrünung usw.) 

• Nachweis des Bedarfs an zusätzlichen Gewerbeflächen im beantragten Umfang; 
• Erweiterung des Suchraums für Standortalternativen. 

 Dezernat III 31.1 – Regional und Bauleitplanung – (Verkehr) 

Gegen die Planung werden seitens des Dezernates III 31.1 auch im Hinblick auf Ver-
kehrsbelange grundsätzliche Bedenken erhoben. Die vorgelegten Unterlagen seien 
nicht vollständig. 

Die Aufgabe des Standortes Rosbach vor der Höhe erschließe sich aus den Unterla-
gen nicht. Der Bedarf am Standort Wölfersheim, abgesetzt von der Ortslage, Flächen 
für ein regionales Distributionslager für das Unternehmen REWE sowie darüber hinaus 
noch weitere Gewerbeflächen auszuweisen, werde in den Unterlagen nicht hinrei-
chend begründet. Es werde um Vorlage einer Standortanalyse unter Darlegung von 
Alternativstandorten gebeten. 
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Das Fachdezernat fordert außerdem, den konkreten Investor des REWE- Verteillagers 
in einem Standortkonzept darlegen zu lassen, inwieweit die im Bereich der Gemarkung 
Rosbach, in Nähe des derzeitigen Standortes, im Regionalplan Südhessen/Regiona-
len Flächennutzungsplan 2010 festgelegten Vorranggebietes für Industrie und Ge-
werbe, Planung, für den beabsichtigten Zusammenschluss der REWE- Lager geeignet 
seien. 

Am Standort Rosbach vor der Höhe erschließe die 2013 fertiggestellte Ortsumgehung 
Rosbach/Nieder- Rosbach im Zuge der Kreisstraße K 11 den Standort. Die Erschlie-
ßung erfolge über die Ortsumgehung der K11 in Anbindung an die Bundesstraße 
B 455 mit direktem Anschluss an die Bundesautobahn BAB 5 über die Anschlussstelle 
Friedberg. Die Planung der Ortsumgehung stand nach Kenntnis des Fachdezernates 
im Zusammenhang mit der Erschließung des REWE- Lagers. 

Für Beschäftige am Altstandort Rosbach würde neu entstehender Beschäftigungsver-
kehr entfallen können, der Distributionsverkehr würde, wie bisher über die Bundesau-
tobahn BAB 5 erfolgen können. 

 Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen gegen den Antrag auf Abweichung erhebli-
che Bedenken. Diese begründen sich wie folgt: 

Mit der Ausweisung des beantragten 40 ha großen Gewerbegebietes erfolge ein neuer 
gewerblicher Siedlungsansatz ohne eine unmittelbare Anbindung an die vorhandene 
Bebauung des Wölfersheimer Ortsteiles Berstadt. Die Größe und die Anordnung und 
Lage des geplanten Gewerbegebiets führten zu einer Zersiedelung des besonders 
schutzwürdigen Außenbereichs und damit zu Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft. Die Planung widerspreche den Zielen und Grundsätzen des Regionalplans und 
einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung gemäß § 1 Abs. 5 BauGB. Insbeson-
dere sei nicht ersichtlich, dass die Planung im Hinblick auf die Anforderungen anderer 
öffentlicher Belange modifiziert worden sei. 

Im Detail seien die mit dem Logistik- und Gewerbepark zu erwartenden baulichen An-
lagen (Gewerbehallen, Hochregallager, etc.) mit erheblichen Beeinträchtigungen des 
örtlichen Landschaftsbildes und durch die großflächige Versiegelung mit einem Verlust 
von Lebensräumen für Fauna und Flora sowie negativen Auswirkungen auf das Klima 
und den Wasserhaushalt verbunden. 

Durch den neuen Siedlungsansatz seien die Auswirkungen auf die Freiraumfunktionen 
und die angrenzenden, bisher weitgehend unbebauten Natur- und Landschaftsstruk-
turen deutlich höher als bei einer bedarfsgerechten städtebaulichen Erweiterung am 
vorhandenen Siedlungsrand. 
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Die beantragte Planung stehe diesbezüglich auch den Grundsätzen der Freiraumsi-
cherung (Grundsätze G4.1-1 bis G4.1-4) des Regionalplans Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplans 2010 entgegen. Aufgrund des enormen Siedlungsdrucks inner-
halb des Ballungsraums komme der Sicherung der ökologischen und ökonomischen 
Freiraumfunktionen und der nachhaltigen und ressourcenschonenden Inanspruch-
nahme bei allen raum- und flächenbedeutsamen Planungen eine wesentliche Bedeu-
tung zu. Diesem planerischen Anspruch werde der vorliegende Antrag auf gewerbliche 
Erweiterung in keinem Fall gerecht, da weder Möglichkeiten eines unmittelbaren Sied-
lungsanschlusses noch eine freiraumschonende Einbindung des Vorhabens in die ört-
liche Raumsituation erkennbar seien. 

Gemäß § 8 ROG sei bei der Aufstellung und Änderung von Regionalplänen eine Um-
weltprüfung durchzuführen. Für den Bereich des Regionalen Flächennutzungsplans 
seien gemäß § 2 Abs. 4 BauGB Grundlage der Umweltprüfung die §§ 1 Abs. 6 Nr. 7 
und 1a BauGB. In dem vorzulegenden Umweltbericht wären dabei neben den voraus-
sichtlich zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen, insbesondere auch ander-
weitige Planungsmöglichkeiten unter Berücksichtigung des Vermeidungsgebotes ge-
mäß § 1a Abs. 3 BauGB sowie der wesentlichen Ziele und Grundsätze des Regional-
plans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 zu ermitteln und zu bewer-
ten. 

Die bisher im Antrag diesbezüglich vorgebrachten Aussagen zu fehlenden Planungs-
alternativen seien insgesamt ungenügend und inhaltlich nicht nachvollziehbar. 
Überörtlich geprüfte Alternativen für das überregional bedeutsame, großflächige Vor-
haben würden in den Antragsunterlagen überhaupt nicht aufgeführt. Die örtliche Alter-
nativenprüfung – beispielsweise einer gewerblichen Erweiterung nördlich der Auto-
bahn, im Bereich westlich und/oder östlich des vorhandenen Berstädter Gewerbege-
bietes „An der Friedberger Chaussee“ – seien nicht geprüft worden. 

Neben den Standortalternativen wären zudem auch ausdrücklich alternative Pla-
nungskonzepte zu prüfen, die – beispielsweise durch eine an die örtliche Situation an-
gepasste Entflechtung, Anordnung und Ausrichtung der vorgesehenen gewerblichen 
Funktionsbereiche – geeignet wären, erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft sowie städtebauliche Zersiedelungstendenzen im Ansatz zu vermeiden 
und nicht den Eindruck einer am Reißbrett entstandenen Planungskonzeption zu ver-
mitteln. 

Bedenken bestünden auch aus artenschutzfachlichen Gründen. So wurden in den bis-
herigen überschlägigen Erfassungen von Flora und Fauna hohe Revierdichten der eu-
ropäischen Vogelart Feldlerche (Alauda arvensis) festgestellt. 

Der Erhaltungszustand dieser besonders geschützten Art sei ungünstig unzureichend 
mit einem sich deutlich verschlechternden Trend. Der Abweichungsantrag setze sich 
mit dieser rechtlich relevanten Fragestellung nicht auseinander. Dies sei zu ergänzen. 
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Des Weiteren könne laut den vorgelegten Antragsunterlagen ein Vorkommen der 
streng geschützten FFH Anhang IV- Art Feldhamster (Cricetus cricetus) nicht ausge-
schlossen werden. Die Art befinde sich in Hessen in einem ungünstigen Erhaltungs-
zustand. Sofern sich ein Vorkommen der Art innerhalb des Untersuchungsraums des 
beantragten Abweichungsgebietes (u. a. aufgrund der zuvor beschriebenen mosaikar-
tigen Feldstrukturen) bestätigen sollte, stünden einer möglichen Realisierung des Vor-
habens die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG ent-
gegen. 

Der Abweichungsantrag sei insofern unvollständig und im Hinblick auf die Frage nach 
dem Vorkommen der Art und dem Umgang mit dieser Fragestellung zu ergänzen. 

 Dezernat IV/Wi 44 – Bergaufsicht 

Das Dezernat Bergaufsicht teilt mit, dass die in der bergbaulichen Stellungnahme an 
die von der Antragstellerin beauftragte Projektentwicklerin mitgeteilten Erkenntnisse 
bereits in die Antragsbegründung (Seiten 24 f.) eingeflossen seien. Ergänzend werde 
anhand der vorhandenen Datengrundlagen zum Vorhaben wie folgt Stellung genom-
men: 

Gebiet I werde laut Regionalplan Südhessen/Regionalem Flächennutzungsplan 2010 
von einem Vorbehaltsgebiet oberflächennaher Lagerstätten für Braunkohle überdeckt. 
Diese Fläche stehe einer anderweitigen zwischenzeitlichen Ausweisung oder Nutzung 
grundsätzlich nicht entgegen. Im Sinne der Rohstoffsicherung und des Lagerstätten-
schutzes werde jedoch auf § 48 Abs. 1 BBergG verwiesen, wonach dafür zu sorgen 
sei, dass ein künftiger Abbau des anstehenden Bodenschatzes so wenig wie möglich 
beeinträchtigt wird, auch wenn dieser unter anderem aufgrund der Energiewende eher 
unwahrscheinlich sei. Beide Antragsgebiete würden zudem von auf Braunkohle verlie-
henem Bergwerkseigentum überdeckt. Es befänden sich keine aktuell unter Bergauf-
sicht stehenden Betriebe im Planbereich und dessen näherer Umgebung. 

Im Bereich Wölfersheim und Umgebung sei in der Vergangenheit ober und untertägig 
Bergbau auf Braunkohle betrieben worden. Den Unterlagen der Bergaufsicht zufolge 
seien der südliche Teil des Gebiets I sowie die südwestliche Ecke des Gebiets II davon 
betroffen. Insbesondere für das künftige Logistikzentrum sei daher eine ausführliche 
Baugrunduntersuchung angezeigt. Grundsätzliche Einwände der Bergaufsicht gegen 
das Vorhaben bestünden jedoch nicht. 

II. Kreisausschuss des Wetteraukreises 

Der Kreisausschuss des Wetteraukreises stellt fest, dass die Landwirtschaft nach wie 
vor in der Region ein wichtiger Wirtschaftsfaktor sei und Sonderkulturen den Wette-
raukreis über seine Grenzen hinaus bekannt machten. Auch in den vor und nachgela-
gerten Bereichen fänden viele Menschen Arbeit. 



Dezernat III 31.1 – Regional und Bauleitplanung Seite 34 von 69 

 

Der Wetteraukreis setze sich für den Erhalt und die Weiterentwicklung einer nachhal-
tigen und gentechnikfreien Landwirtschaft ein. Dabei sei der Erhalt landwirtschaftlicher 
Nutzflächen zur Nahrungs- und Energiegewinnung wichtig. 

Der Wetteraukreis trete für ein gleichberechtigtes und von gegenseitigem Respekt ge-
tragenes kooperatives Miteinander der verschiedenen Bewirtschaftungsformen ein. 
Das Handeln sei dabei geprägt von dem Leitmotiv: Kein „entweder oder“, sondern ein 

„sowohl als auch“. Dabei komme den landwirtschaftlichen Betrieben auch in Zukunft 

eine immense Bedeutung bei der Erhaltung der Kulturlandschaft zu, ebenso den an-
sässigen gewerblichen Betrieben beim Erhalt und der Schaffung von Arbeitsplätzen. 
Daher wolle der Wetteraukreis im Rahmen seiner Zuständigkeit die Rahmenbedingun-
gen so gestalten, dass Zukunftschancen genutzt werden könnten. 

Der Landkreis unterstütze den nachhaltigen Umgang mit landwirtschaftlich genutzten 
Flächen und wertvollen Wetterauer Böden, dies sei für ihn ebenso wichtig wie der Er-
halt und die Schaffung von Arbeitsplätzen in der Wetterau. 

Der Wetteraukreis habe aufgrund seiner zentralen Lage in der Metropolregion Frank-
furt/Rhein-Main, seiner guten Verkehrsanbindung und seiner leistungsfähigen Be-
triebe beste Voraussetzungen für eine erfolgreiche und dynamische wirtschaftliche 
Entwicklung. Das wirtschaftliche Potenzial des Wetteraukreises zu fördern und weiter 
zu stärken, sei deshalb ein Hauptanliegen des Wetteraukreises. Er lege hierbei ein 
besonderes Augenmerk auf die Entwicklung im ländlichen Raum. Oberstes Ziel sei der 
Erhalt bestehender und die Schaffung neuer Arbeitsplätze im Wetteraukreis. 

Bestandsunternehmen bildeten das Rückgrat der heimischen Wirtschaft. Sie leisteten 
einen entscheidenden Beitrag zur lokalen Wertschöpfung und zur Steigerung der Le-
bensqualität im Wetteraukreis. Ziel sei es, die heimische Wirtschaft zu stärken und die 
Vielfalt, Dynamik und Leistungsbereitschaft der Region zu vermarkten und innovative 
Projekte zu unterstützen. 

 Archäologische Denkmalpflege 

Aus Sicht der Archäologischen Denkmalpflege kann der vorliegenden Planung für das 
Gebiet I „Logistikpark Wölfersheim A 45“ nur zugestimmt werden, wenn die öffentli-
chen Belange des Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege (§ 1 Abs. 6 
Nr. 5 BauGB) hinreichend berücksichtigt würden. 

Dazu wird ausgeführt, dass sich im Plangebiet jungsteinzeitliche Siedlungen der Rös-
sener Kultur (Fundstelle Berstadt 17) sowie römische bzw. mittelalterliche Funde be-
fänden, bei denen noch nicht geklärt sei, ob es sich um weitere Besiedlung oder Grä-
ber handele (Berstadt 23). Außerdem befänden sich im nahen Umfeld viele weitere 
Fundstellen diverser Kulturen aus Vor und Frühgeschichtlicher Zeit, die alle mit ihren 
durchschnittlichen Ausdehnungsradien von bis zu 250 m problemlos in das Plangebiet 
hineinreichen könnten. 
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Es sei damit zu rechnen, dass durch die Bebauung Kulturdenkmäler im Sinne von § 2 
Abs. 2 Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG), insbesondere Bodendenkmäler, 
zerstört werden. 

 Naturschutz und Landschaftspflege 

Gegen die Abweichung von Zielen des Regionalplan Südhessen in der vorliegenden 
Form bestehen aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde des Wetteraukreises Be-
denken. 

Begründet wird dies damit, dass die Lage des Gebietes I nicht unmittelbar an vorhan-
dene Siedlungslagen angrenze. Dies führe zu einer Zersiedlung der Landschaft. Es 
fehle eine vollständige Flächenkompensation durch Rücknahme anderer Gewerblicher 
Bauflächen, geplant. 

Die Naturschutzbehörde geht davon aus, dass anhand der Angaben zur nachhaltigen 
Materialverwendung und Bauausführung in Kapitel 2.1auch die Ausnutzung der Flä-
chen optimiert werde, um die Neuinanspruchnahme zu minimieren. 

 Wasser- und Bodenschutz 

Der Fachbereich Wasser- und Bodenschutz beim Kreisausschuss des Wetteraukrei-
ses gibt zu bedenken, dass es im Rahmen der Planung zu umfangreichen Versiege-
lungen und damit in diesen Bereichen zu einem Verlust der natürlichen Bodenfunktio-
nen komme. In diesem Zusammenhang wird ausdrücklich auf die Regelungen des 
Baugesetzbuchs sowie § 3 Abs. 2 Hessisches Altlasten und Bodenschutzgesetzes 
(HAltBodSchG) verwiesen. Danach solle der Flächenverbrauch für die genannten 
Zwecke vermieden und es solle geprüft werden, ob nicht anderweitige, bereits versie-
gelte Flächen für die vorgesehenen Zwecke in Anspruch genommen werden könnten. 

In den Antragsunterlagen werde dargestellt, dass es insgesamt zu einem Verlust an 
landwirtschaftlicher Nutzfläche von ca. 25 ha komme. Ein Flächenausgleich könne 
oder solle offensichtlich nicht geleistet werden. Die in den Planunterlagen enthaltene 
Begründung („städtebaulich erforderlich“) sei aus Sicht des Bodenschutzes in dieser 

Form nicht nachvollziehbar. Wenn im Bereich der Gemeinde Wölfersheim ein Aus-
gleich nicht möglich sei, sollten überregional Ausgleichsflächen angeboten werden. 

Bei der Beurteilung der Umweltauswirkungen der Planung werde auf wasserwirtschaft-
liche Belange nur am Rande eingegangen. Hier fehle aus Sicht der Wasserbehörde 
eine Betrachtung der durch die Maßnahmen verursachten Abflussverschärfung. Durch 
die weitgehende Versiegelung der Flächen werde es zu einer Konzentrierung des Nie-
derschlagswassers kommen. Es bleibe unklar, wie mit dem anfallenden Wasser um-
gegangen werden soll. Da die Einleitung von Niederschlagswasser in Gewässer er-
laubnispflichtig sei, seien diese Belange mit der zuständigen Wasserbehörde abzu-
stimmen und festzulegen. 
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III. Kreisausschuss des Wetteraukreises – Landwirtschaft und Gebiets- Agrar- 
Ausschuss (GAA), Fachdienst Landwirtschaft – sowie Regionalbauernver-
band Wetterau Frankfurt am Main e.V. 

Zu der Änderung des bisherigen „Vorranggebietes für Landwirtschaft“ in eine gewerb-

liche Baufläche bestehen aus Sicht des Fachbereichs Landwirtschaft beim Kreisaus-
schuss des Wetteraukreises sowie des Gebiets- Agrar- Ausschusses Bedenken. Auch 
aus Sicht des Regionalbauernverbands Wetterau- Frankfurt am Main e.V. seien land-
wirtschaftliche Belange sehr stark beeinträchtigt, denn die vorliegende Planung sehe 
in erheblichem Umfang eine Beanspruchung hochwertiger landwirtschaftlicher Flä-
chen vor. Es handele sich um rund 40 ha landwirtschaftlich hervorragend geeignete 
Ackerflächen mit bis zu 90´er Ackerzahlen (nordwestlicher Bereich). 

Dazu seien die Bewirtschaftungsschläge gut erschlossen, gut zugeschnitten und in 
ausreichend große Bewirtschaftungseinheiten aufgeteilt. Die Nachfrage an Pachtflä-
chen in diesem Bereich übersteige das Angebot bei weitem. Insbesondere seien 
Haupterwerbsbetriebe auf solch hervorragende Ackerflächen angewiesen, um wettbe-
werbsfähig bleiben zu können. Zwei bis drei der elf Haupterwerbsbetriebe, die insge-
samt bis zu 25 % ihrer Flächen verlören, seien durch die beabsichtigte Planung be-
triebsgefährdend betroffen. Sie verlören insgesamt 10 % bzw. mehr als 10 % ihrer 
gesamten landwirtschaftlichen Flächen. Diesen zwei Betrieben sollten, falls die Pla-
nung nicht verändert werde, entsprechende Ersatzflächen zur Verfügung gestellt wer-
den. Da im größeren Umfang Flächen in einem „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ ver-

loren gehen werden, sollten aus Sicht der oben genannten Träger öffentlicher Belange 
für mögliche Ausgleichsmaßnahmen keine weiteren landwirtschaftlichen Flächen 
(Acker oder Grünland) mehr in Anspruch genommen werden. Ebenso sollte die Er-
satzfläche für den bisherigen Modellflugplatz nicht auf eine Ackerfläche gelegt werden. 

Nach Ansicht des Regionalbauernverbandes beeinträchtigen Projekte wie das Vorlie-
gende landwirtschaftliche Flächen in doppelter Weise. Einerseits komme es durch Flä-
chenverbrauch zu unwiederbringlichem Flächenverlust, andererseits gingen der Land-
wirtschaft durch notwendige Ausgleichsmaßnahmen weitere Flächen verloren. Die 
Vernichtung hochwertigen Acker und Grünlands führe unwiederbringlich zum Verlust 
der Möglichkeit, auch für zukünftige Generationen hochwertige Lebensmittel zu erzeu-
gen. 

Das Problem der Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen Lebensmit-
teln sei dabei keineswegs nur ein regionales Problem, sondern sei in Zeiten der Glo-
balisierung als weltweites Problem zu beachten. Die Weltbevölkerung wachse weiter 
sprunghaft an, während die landwirtschaftlich nutzbaren Flächen abnähmen. Wenn 
hochwertiges Ackerland einmal versiegelt sei, sei für immer die Möglichkeit genom-
men, hierauf hochwertige regionale Lebensmittel zu produzieren. 
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Bemängelt wird auch die fehlende Alternativenprüfung, die bislang die zwingend zu 
berücksichtigende höchste Bodenqualität des Gebietes nicht ausreichend würdige. Es 
gebe in Autobahnnähe Flächen, die für das Vorhaben geeigneter wären wie etwa Kon-
versionsflächen, Flächen mit geringerer Bodenqualität oder rekultivierte Flächen ehe-
maligen Tagebaus. Der Bauernverband bezweifelt zudem die pauschale Behauptung, 
Alternativen seien nicht gefunden worden und vermutet, dass Alternativen nicht ge-
sucht worden seien, da man sich einzig auf das nunmehr auserwählte Gebiet kon-
zentriert habe. 

Weiterhin wird beanstandet, dass die Darstellung in den Antragsunterlagen von 
12,4 ha für die zurückgenommenen Flächen fehlerhaft sei. Tatsächlich würden nur 
10,4 ha „Gewerbliche Baufläche, geplant“ zu Gunsten eines „Vorranggebietes für 

Landwirtschaft“ zurückgenommen, 1 ha solle als „Fläche für Gemeinbedarf, geplant“ 

ausgewiesen werden. Dieser 1 ha liege inmitten der freien Feldflur und sei für eine 
gemeinsame neue Feuerwehrwache der Ortsteile Berstadt und Wohnbach gedacht. 
Der vorgesehene Standort zerschneide zwei Ackerschläge mit einer sehr guten acker-
baulichen Eignung (AZ > 70). Auf diesen Flächen würden u. a. Zuckerrüben angebaut. 
Durch die geplante Feuerwehrwache an diesem Standort sei eine Zuckerrübenabfuhr 
(Straßenabfuhr an der L 3136) in diesem Bereich nicht mehr möglich. 

Dazu bestünden aus landwirtschaftlicher Sicht Bedenken, da nicht nachvollziehbar sei, 
warum die geplante Feuerwehrwache inmitten der freien Feldflur angesiedelt werden 
und so zwei Ackerschläge zerschneiden solle. Nach Aussagen der zuständigen Orts-
landwirte seien weitere mögliche Standorte denkbar. 

Die Rücknahme von 10,4 ha „Gewerbliche Baufläche, geplant“ zu Gunsten eines „Vor-

ranggebietes für Landwirtschaft“ wird aus Sicht der Landwirtschaft begrüßt, es wird 

jedoch darauf hingewiesen, dass für 32,6 ha (zurzeit „Vorranggebiet für Landwirt-

schaft“) bisher kein Flächenausgleich vorgesehen sei. Insgesamt gingen durch die be-

absichtigte Ausweisung von „Gewerblichen Bauflächen, geplant“ und „Flächen für Ge-

meinbedarf, geplant“ innerhalb der Gemeinde Wölfersheim (inklusive der zusätzlich 

geplanten Gebiete „Erweiterung Gewerbepark Wölfersheim“ in der Gemarkung Wöl-

fersheim und Södel und „Industriepark u. Gewerbepark Wohnbach) zusätzliche 43 ha 

hervorragend geeignete Ackerböden für die Landwirtschaft verloren. 

Der Regionalbauernverband Wetterau- Frankfurt am Main e.V. meint, dass die Antrag-
stellerin in vorliegendem Verfahren aufgefordert werden müsse, eine flächensparende 
Optimierung zu planen und nur die zwingend benötigte Fläche zu beantragen. 

Dies beinhalte auch den Nachweis, dass Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nur in-
nerhalb des Plangebietes oder über Ökopunkte zu realisieren seien und keine zusätz-
lichen Flächenverluste auslösen dürften. Der GAA fordert, die diesbezüglichen Pla-
nungen an dieser Stelle einzustellen und den Suchraum auf alternative Standorte wie 
z. B. Konversionsflächen zu fokussieren. 
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IV. Regierungspräsidium Gießen 

Von Seiten der oberen Landesplanungsbehörde beim Regierungspräsidium Gießen 
werden gegen das geplante Zielabweichungsverfahren keine Bedenken erhoben. 
Zwar verliere die Region Mittelhessen durch diese Planung einen für das Mittelzentrum 
Lich / Hungen bedeutenden Arbeitgeber, die Begründung im Hinblick auf die Verwirk-
lichung einer zeitgemäßen Abwicklung der Logistik am geplanten neuen Standort in 
Wölfersheim sei aber offensichtlich und nachvollziehbar. 

Auch im Hinblick auf die relativ kurze Entfernung zwischen Altstandort in Mittelhessen 
und neuem Logistikzentrum in Südhessen (< 8 km Luftlinie) dürften sich keine gravie-
renden Nachteile für die Belegschaft am jetzigen Standort ergeben. Laut den begrün-
denden Unterlagen verblieben wichtige Teilbereiche der Verwaltung in Hungen, 
ebenso sollen Lagerflächen weiterhin von REWE genutzt werden. Auf Nachfrage 
werde auch die Stadt Hungen keine Bedenken gegen die Verlagerung vorbringen. 
Ebenso begrüße der REWE Betriebsrat der Region Mitte die Neuplanung.  

Es wird gefordert, dass der naturschutzrechtliche Ausgleich innerhalb eines, die Gren-
zen der Regierungsbezirke Darmstadt und Gießen überschreitenden NATURA 2000 
Gebietes erfolgen (ausschließlich im Bereich der Gemeinde Wölfersheim) solle. 

Das FFH Gebiet 5519304 „Horloffaue zwischen Hungen und Grundschwalheim“ und 

das Vogelschutzgebiet „Wetterau“ würden von diesen aufwertenden Maßnahmen in 

Berstadt insgesamt profitieren. 

V. Industrie und Handelskammer (IHK) Gießen – Friedberg 

Die IHK Gießen- Friedberg begrüßt die Bemühungen der Gemeinde Wölfersheim, die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau eines modernen REWE- Lo-
gistikzentrums im Stadtteil Berstadt zu schaffen. 

Dem Unternehmen REWE- Group werde die Möglichkeit geboten, sich innerhalb der 
Region zu entwickeln und einer Ansiedlung außerhalb der Region werde entgegenge-
wirkt. Gleichermaßen blieben 550 Arbeitsplätze und 20 Ausbildungsplätze in der Re-
gion erhalten. Weiterhin bewertet es die IHK Gießen- Friedberg positiv, dass Flächen 
für bereits ansässige Betriebe bzw. für Neuansiedlungen bereitgehalten würden, so 
dass auch für andere Unternehmen zukünftig Entwicklungsmöglichkeiten in der Ge-
meinde Wölfersheim bestünden.  

Gleichwohl weist die IHK Gießen- Friedberg darauf hin, dass den Altstandorten der 
REWE- Group in Rosbach und Hungen, im Sinne eines sorgsamen und sparsamen 
Umgangs mit der Ressource Boden, zeitnah eine sinnvolle Nachnutzung zugeführt 
werden sollte, z.B. durch Neuansiedlungen, Flächenaufbereitung, o. Ä. 

Nach Ansicht der IHK Gießen- Friedberg benötigen Unternehmen Planungssicherheit, 
um Ansiedlungs- und Erweiterungsprojekte bedarfsgerecht realisieren zu können. 
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Es wird daher angeregt, im Rahmen der Novellierung des RPS/RegFNPs 2010 ein 
nachhaltiges Gewerbeflächenkonzept für die Region Wetterau zu erarbeiten, welches 
die zukünftigen Bedürfnisse der Wirtschaft gebührend berücksichtigt und zur Attrakti-
vität der Wirtschaftsregion beiträgt. 

VI. Hessen Mobil 

Die Straßenverkehrsbehörde stellt fest, dass die verkehrliche Erschließung des ge-
planten Logistikparks über einen Gebietsanschluss an die Kreisstraße 181 und weiter-
führend über die B455 und die BABA45 vorgesehen sei.  

In den Zielabweichungsverfahrensunterlagen sei ausgeführt, dass an den bestehen-
den Lagerstandorten Rosbach v.d.H. und Hungen die erforderlichen Erweiterungs-
möglichkeiten nicht gegeben seien, so dass nunmehr am Standort Wölfersheim be-
dingt durch die verkehrsgünstige Lage an einer Bundesautobahn die Zusammenle-
gung beider Altstandorte einschließlich der gewünschten Erweiterungsmöglichkeiten 
erfolgen solle.  

Ein Grundsatz und Ziel der Raumordnung sei, dass „neue Logistikzentren an verkehrs-

günstigen Standorten in der Nähe von Bundesautobahnen und Schienenstrecken un-
ter weitgehender Minimierung der Verkehrswirkung […] angesiedelt werden sollen“. 

Dem und den bestehenden Anforderungen an eine regionale Distributionslogistik ent-
spreche gemäß den Erläuterungen in den Planunterlagen der Planstandort Wölfers-
heim. 

Darüber hinaus würden gemäß den vorgelegten Unterlagen durch die Neuorganisation 
und Zusammenlegung der Standorte die LKW- Querverkehre zwischen Rosbach und 
Hungen entfallen, was eine Entlastung der betreffenden Ortsdurchfahrten bedeute. Mit 
der geplanten effizienten Routenplanung sollen die Verkehrswege optimiert werden. 
Für die geplante ca. 40 ha große Fläche sei es laut Verkehrsbehörde erforderlich nach-
zuweisen, dass die bestehenden Verknüpfungspunkte mit dem klassifizierten Straßen-
netz auch den zukünftigen Erfordernissen in baulicher, verkehrlicher und vor dem Hin-
tergrund der Leistungsfähigkeit gerecht werden. Der zu erbringende verkehrliche 
Nachweis (Verkehrsuntersuchung) müsse für die beiden bestehenden Knotenpunkte 
der BABA45 mit der B455 (AS Wölfersheim), den Knotenpunkt B455/K181 sowie den 
geplanten Gebietsanschluss im Vorfeld bzw. spätestens im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung geführt und der Straßenverkehrsbehörde frühzeitig zur Prüfung und 
Abstimmung vorgelegt werden. 

Daraus resultierende erforderliche Maßnahmen an den Knotenpunkten seien dann 
planungsrechtlich abzusichern, straßenbautechnisch/lichtsignaltechnisch zu planen 
und Hessen Mobil zur Abstimmung, Prüfung und Genehmigung vorzulegen. Spätes-
tens mit Inbetriebnahme von Gebäuden und/oder baulichen Anlagen innerhalb des 
Plangebietes müssten alle erschließungsbedingt erforderlichen Aus-/Umbauarbeiten 
baulich umgesetzt und für den öffentlichen Verkehr freigegeben sein. 
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Die Um-/Ausbaumaßnahmen seien auf Grundlage von Hessen Mobil geprüfter stra-
ßenbautechnischer Entwurfsunterlagen zwischen den jeweiligen Wegeeigentümern 
entsprechend vertraglich zu regeln.  

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung seien weiterhin die fachgesetzlichen Re-
gelungen einzuhalten (Bauverbotszonen, Baubeschränkungszonen, Zufahrtsverbote, 
Werbeverbote etc. gemäß Bundesfernstraßengesetz und Hessischen Straßengesetz) 
und die weiteren verkehrlichen/betrieblichen Aspekte im Grundsatz abzuhandeln. Dar-
über hinaus seien die Fuß und Radwegeerschließung sowie eine ÖPNV- Anbindung 
in die verkehrlichen Betrachtungen einzubeziehen. 

VII. Sonstige Träger öffentlicher Belange 

Das Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernate Oberflächengewässer, Abwasser, 
Gewässergüte, Bodenschutz West, hat ebenso wie die Städte Friedberg, Bad Nau-
heim, Hungen, Münzenberg und Reichelsheim sowie die Gemeinden Rockenberg und 
Echzell keine Bedenken geäußert. Von der beteiligten Stadt Nidda wurde keine Stel-
lungnahmen abgegeben. 
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E. Stellungnahmen zur Umwelt Vorprüfung, § 8 Abs. 2 Satz 1 ROG 

I. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen 
und die biologische Vielfalt  

 Schutzgut menschliche Gesundheit, Dezernat IV/F 43.1 – Immissionsschutz 
(Energie, Lärmschutz) 

a) Lärm 

Ziel des Verfahrens sei die Aufstellung des Bebauungsplans „Logistikpark Wölfers-

heim A 45“. Innerhalb des Geltungsbereichs dieses Bebauungsplans beabsichtige die 
REWE Group die Errichtung eines Logistikstandorts. Die geplante bauliche Nutzung 
umfasse die Ausweisung eines Gewerbegebiets (GE). 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sei durch das Planungsbüro für Lärm-
schutz Altenberge eine schalltechnische Untersuchung erstellt worden (Projekt- 
Nr.: 70 682/24, vom 25. Februar 2025). In diesem Gutachten seien die relevanten 
Lärmquellen, insbesondere der Straßenverkehrslärm sowie der Gewerbelärm, unter-
sucht und bewertet worden. Auf Grundlage dieser Analyse seien die erforderlichen 
Schallschutzmaßnahmen erarbeitet worden. 

In der Konfliktanalyse werde vom Sachverständigen empfohlen, in den textlichen Fest-
setzungen des Bebauungsplans sowohl aktive als auch passive Schallschutzmaßnah-
men (hohe Schalldämmmaße der Gebäudefassaden, Lärmschutzwand usw.) festzu-
legen. 

Es werde darauf hingewiesen, dass passive Schallschutzmaßnahmen Abstriche hin-
sichtlich der Lebens- bzw. Arbeitsqualität (Schutz nur bei geschlossenen Fenstern) mit 
sich brächten. 

Gegen die vorgesehene Planung bestünden aus immissionsschutzrechtlicher Sicht 
keine grundsätzlichen Bedenken, solange die im vorgenannten Gutachten zugrunde 
gelegten Vorschläge zum Schutz vor Außenlärm (Verkehrs und Gewerbelärm) umge-
setzt und diese in die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans mit aufgenom-
men würden. 

Des Weiteren werde darauf hingewiesen, dass im Rahmen der kommenden Bauge-
nehmigungsverfahren bestimmten Gewerbebetrieben innerhalb des Plangebiets ent-
sprechende Schallschutzmaßnahmen auferlegt werden müssten. 

b) Licht 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sei durch die Peutz Consult GmbH eine 
Lichtimmissionsprognose erstellt worden (Bericht- Nr.: G 82471.1, vom 5. Okto-
ber 2024). 
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Die Untersuchung der Beleuchtungsanlage für den zukünftigen Logistikpark zeige, 
dass die Immissionsrichtwerte der Lichthinweise der LAI für die geplanten Leuchten 
im gesamten Umfeld eingehalten werden, sofern das Beleuchtungskonzept gemäß 
den in Kapitel 5.1 der Lichtimmissionsprognose und im Datenanhang dokumentierten 
Vorgaben umgesetzt werden. Dabei seien die vorgegebenen Lichtströme, Leuchten-
höhen sowie die Neigungen der Leuchtenköpfe und die Abkantung der Dachflächen 
zu berücksichtigen. 

 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

a) Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

(1) Tiere, Pflanzen, Artenschutz 

Die in der Unterlage zur Umweltverträglichkeits- Vorprüfung im Rahmen des Antrags 
auf Zielabweichung vom Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plan 2010 – „Logistikpark Wölfersheim A45“ – des Ingenieurbüros für Umweltplanung 
(IBU) vom 7. März 2023 enthaltenen Ausführungen zum Schutzgut Tiere/Pflanzen 
bzw. zu den artenschutzrechtlichen Belangen seien aus Sicht der oberen Naturschutz-
behörde plausibel. 

Im Ergebnis könne davon ausgegangen werden, dass die Verwirklichung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände für die lokale Feldvogelfauna durch CEF- Maßnahmen 
(vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen) wirksam vermieden werden könne. Ein ur-
sprünglich vermutetes Feldhamstervorkommen habe sich nicht bestätigt. 

(2) Vogelschutzgebiet (VSG) 5519401 „Wetterau“ 

Hinsichtlich der Verträglichkeit des Vorhabens mit den Erhaltungszielen des östlich 
des geplanten Logistikzentrums gelegenen Vogelschutzgebietes (VSG) 5519401 
„Wetterau“ verweise die Unterlage zur Umweltvorprüfung auf die FFH- Verträglich-
keitsstudie für den Bebauungsplan „Logistikpark Wölfersheim A45“ des Ingenieurbü-

ros für Umweltplanung (IBU), die in der Fassung vom 6. November 2025 vorliege. 
Diese komme unter Bezugnahme auf die Wirkfaktoren des Vorhabens, die sich aus 
den Festsetzungen für den Geltungsbereich des vorgenannten Bebauungsplans erge-
ben, zu dem Ergebnis, dass erhebliche Beeinträchtigungen aller maßgeblichen Vogel-
arten (auch unter Berücksichtigung einer vor dem Hintergrund des EuGH- Urteils vom 
12. September 2024 in der Rechtssache C66/23 erweiterten Artenliste) und der zuge-
hörigen Erhaltungsziele ausgeschlossen werden könnten. 

Als Datengrundlage werde neben vorhandenen Daten u.a. aus der behördlichen 
Grunddatenerhebung, den SPA- Monitoringberichten und dem ehrenamtlichen Be-
reich, vor allem auf aktuelle Brut- und Rastvogelkartierungen des Ingenieurbüros für 
Umweltplanung (IBU) aus den Jahren 2023, 2024 und 2025 zurückgegriffen. Die Ver-
träglichkeitsstudie komme somit auf einer umfassenden und aktuellen Datengrundlage 
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nachvollziehbar zu dem Ergebnis, dass insbesondere aufgrund der Entfernung des 
geplanten Bauvorhabens von nahezu 500 m zur Grenze des Vogelschutzgebiets, un-
ter Berücksichtigung der artspezifischen Flucht- und Effektdistanzen der vorliegend 
betroffenen Vogelarten, keine nachteiligen Auswirkungen auf die im Vogelschutzge-
biet vorkommenden Rast- und Brutvögel und ihre Habitate ausgehen werden. 

Zwar werde das Gebiet des geplanten Logistikzentrums selbst auch von Brut- und 
Rastvögeln genutzt, die im Vogelschutzgebiet vorkommen bzw. für die dort entspre-
chende Erhaltungsziele formuliert seien, eine herausragende funktionale Bedeutung 
des Bebauungsplangebiets für die Population der Brut- und Rastvögel im Vogelschutz-
gebiet sowie die vorwiegend habitatbezogenen Erhaltungsziele sei insgesamt nicht 
gegeben. Das Ergebnis der FFH- Verträglichkeitsstudie sei aus naturschutzfachlicher 
und rechtlicher Sicht insgesamt plausibel. 

Die für die Abweichung vom Regionalplan vorgesehene Fläche ist mit 30 ha etwa 11,9 
ha größer, als der ca. 28,1 ha umfassende Geltungsbereich des Bebauungsplans „Lo-

gistikpark Wölfersheim A45“. Der nunmehr geringere Flächenbedarf sowie der größere 

Abstand zum Vogelschutzgebiet resultierten augenscheinlich aus einer geänderten 
Anordnung der Gebäude und Stellplatzflächen sowie einer geänderten äußeren und 
inneren Erschließung. Hieraus ergebe sich insbesondere ein größerer Abstand der 
vom Logistikzentrum ausgehenden betriebsbedingten Wirkfaktoren (insbesondere 
Lärm, Licht, Bewegung) auf das östlich gelegene Vogelschutzgebiet, als bei voller Aus-
nutzung der für die Abweichung vom Regionalplan vorgesehenen Fläche. Da die FFH- 
Verträglichkeitsstudie zu großen Teilen auf artspezifische Flucht und Effektdistanzen 
der relevanten Vogelarten abstelle, sei eine belastbare Verträglichkeitsprüfung letztlich 
auch nur für den Geltungsbereich des Bebauungsplans und der sich daraus ergeben-
den Abstände zum Vogelschutzgebiet möglich. Daher, und vor dem Hintergrund des 
nunmehr durch die konkretisierende Planung auf Bebauungsplanebene feststehenden 
tatsächlichen Flächenbedarfs für das Logistikzentrum, werde dringend empfohlen, 
Lage und Umfang der für die Abweichung vom Regionalplan vorgesehenen Fläche 
möglichst eng am Geltungsbereich des Bebauungsplans zu orientieren. 

Es bestünden auch keine Bedenken, anstelle einer Natura 2000- Vorprüfung die für 
das Bebauungsplanverfahren vorgelegte FFH- Verträglichkeitsprüfung zugrunde zu le-
gen: 

Die FFH- Vorprüfung sei die erste Phase in einem Prüfverfahren, dass je nach Fall-
konstellation aus bis zu drei Prüfphasen bestehen könne. Die Vorprüfung diene der 
Feststellung, ob der Plan oder das Projekt das Gebiet angesichts der für das Gebiet 
festgelegten Erhaltungsziele erheblich beeinträchtigen könnte bzw. erhebliche Beein-
trächtigungen durch den Plan oder das Projekt offensichtlich ausgeschlossen werden 
können. Die FFH- Vorprüfung erfolge in der Regel auf Grundlage vorhandener Daten 
und Gutachten sowie verfügbarer Kenntnisse und Erfahrungen. 
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Abschwächungsmaßnahmen, also Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung 
der Auswirkungen des Plans oder des Projekts, dürften im Rahmen der Vorprüfung 
nicht berücksichtigt werden. 

Auf Ebene der Verträglichkeitsprüfung würden die Auswirkungen des Plans oder Pro-
jekts anhand der Erhaltungsziele des Gebiets überprüft und festgestellt, ob das Na-
tura 2000- Gebiet als solches beeinträchtigt wird, wobei etwaige Abschwächungsmaß-
nahmen hier zu berücksichtigen seien. Die Verträglichkeitsprüfung erfordere einge-
hende aktuelle Datenerhebungen/ Kartierungen und einzelfallbezogene gutachterliche 
Bewertungen. Ausgleichsmaßnahmen dürften im Rahmen der Verträglichkeitsprüfung 
nicht berücksichtigt werden, sondern seien der Ausnahmeprüfung vorbehalten. 

Die dritte Prüfphase, die Ausnahmeprüfung, komme nur dann zum Tragen, wenn der 
Planungs- oder Projektträger ungeachtet eines negativen Ergebnisses der Verträglich-
keitsprüfung der Ansicht ist, dass der Plan oder das Projekt aus zwingenden Gründen 
des überwiegenden öffentlichen Interesses dennoch ausgeführt werden solle. 

Die FFH- Verträglichkeitsstudie für den Bebauungsplan „Logistikpark Wölfersheim 

A45“ des Ingenieurbüros für Umweltplanung (IBU) vom 6. November 2025 gehe in 
ihrer Untersuchungstiefe durchaus über das hinaus, was für eine abstrakte Vorprüfung 
auf Regionalplanebene erforderlich gewesen wäre. Die Komplexität ergebe sich auch 
aus dem weiten Spektrum an zu betrachtenden Arten in Folge der Griechenland- Ent-
scheidung des Europäischen Gerichtshofs. 

Allerdings führe die Tatsache, dass zum Zeitpunkt der Umweltverträglichkeits- Vorprü-
fung im Rahmen des Antrags auf Zielabweichung umfangreiche Daten vorlägen und 
in die Bewertung einbezogen würden, nicht zwangsläufig zu der Schlussfolgerung, 
dass diese detaillierten Daten zwingend notwendig seien, um im Rahmen einer Vor-
prüfung festzustellen, ob der Plan das Gebiet angesichts der festgelegten Erhaltungs-
ziele erheblich beeinträchtigen könnte bzw. erhebliche Beeinträchtigungen durch den 
Plan offensichtlich ausgeschlossen werden könnten. 

Hätte man beispielsweise einen Mindestabstand von 500 m zum Vogelschutzgebiet 

von vorne herein als Bestandteil der Planung – nicht als Vermeidungsmaßnahme – 
berücksichtigt, könne davon ausgegangen werden, dass eine FFH- Vorprüfung auch 
weniger detailliert zu dem Schluss gekommen wäre, dass erhebliche Beeinträchtigun-
gen durch den Plan offensichtlich ausgeschlossen werden können. 

Aber selbst unter der Annahme, dass vorliegend bereits eine FFH- Verträglichkeits-
prüfung durchgeführt wurde, wirke dies unter Bezugnahme auf Ziffer II.7.1.2 der UVP- 
Verwaltungsvorschrift vom 14. April 2025 lediglich indizierend in Hinblick auf die Not-
wendigkeit einer Umweltprüfung. Es ergebe sich keine automatische Pflicht. Vielmehr 
sei vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Anforderungen an die FFH- Verträglich-
keitsprüfung im Vergleich zur Umweltprüfung zu prüfen, ob aufgrund weiterer Um-
stände eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung verneint werden könne.  
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Dies könne beispielsweise der Fall sein, wenn eine erhebliche Beeinträchtigung des 
Natura 2000- Gebiets auch unter Berücksichtigung von Vermeidungs- oder Verminde-
rungsmaßnahmen ausgeschlossen werden kann, denn anders als in der FFH- Vorprü-
fung seien Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen in der Umwelt Vorprüfung mit 
einzubeziehen.  

Es werde daher davon ausgegangen, dass die Berücksichtigung von Nebenbestim-
mungen im Zielabweichungsbescheid zur Vermeidung und Verringerung der Auswir-
kungen des Vorhabens auf das Vogelschutzgebiet (Mindestabstände von Baukörpern, 
Maßnahmen zum Lärm und Lichtschutz) im Rahmen der Umwelt- Vorprüfung zulässig 
ist. 

Zusammenfassend bleibe festzuhalten, dass selbst bei unterstellter Bezugnahme auf 
die Ergebnisse einer bereits durchgeführten FFH- Verträglichkeitsprüfung im Rahmen 
der Umwelt- Vorprüfung und der Berücksichtigung entsprechender Vermeidungsmaß-
nahmen bei der Zielabweichungsentscheidung nach den o. g. Auslegungshinweisen 
der Ziffer II.7.1.2 der UVP- Verwaltungsvorschritt aus hiesiger Sicht keine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltprüfung im Rahmen der Zielabweichung bestehe. 

b) Dezernat III 31.1 – Regional- und Bauleitplanung 

Im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung (SUP) zum Regionalplan Südhes-
sen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 seien grundsätzlich auch die Natura 2000- 
Verträglichkeit von geplanten Gewerbeflächen auf Ebene der Regionalplanung geprüft 
worden. Das nächstgelegene Natura 2000- Gebiet „Vogelschutzgebiet „Wetterau“ be-

ginne etwa 470 m vom Plangebiet entfernt. 

Aufgrund der räumlichen Nähe sei zur Zielabweichung eine Studie zur Natura 2000 
Verträglichkeitsprüfung erstellt worden, die im Jahr 2024 aktualisiert und überarbeitet 
worden sei. Die Prüfung komme zu dem Ergebnis, dass keine Beeinträchtigungen des 
Vogelschutzgebietes durch Störwirkungen zu erwarten seien. Hier werde auf die fach-
liche Stellungnahme der beteiligten oberen Naturschutzbehörde verwiesen.  

Für weiter entfern liegende Natura 2000 Gebiete, z.B. das nächstgelegene FFH Gebiet 
„Grünlandgebiete in der Wetterau“ (5619306), sei aufgrund der Entfernung und der 

fehlenden funktionalen Zusammenhänge eine Betroffenheit auf Ebene der Regional-
planung auszuschließen. 
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II. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft 

 Fläche, Boden 

a) Dezernat V 51.1 – Landwirtschaft, Fischerei und internationaler Artenschutz 

Aus Sicht des von der oberen Landwirtschaftsbehörde zu vertretenden öffentlichen 
Belanges Landwirtschaft/Feldflur sei bei Umsetzung des Vorhabens mit erheblichen 
Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Boden zu rechnen. Die Grundzüge der Pla-
nung seien aufgrund der Größe und größtenteils überragenden Bodengüte der im Gel-
tungsbereich liegenden landwirtschaftlichen Flächen erheblich berührt. 

Das Verfahren weise aus landwirtschaftlicher Sicht eindeutig Besonderheiten eines 
atypischen Ausnahmefalles auf, weshalb die beantragte Abweichungszulassung sei-
nerzeit nicht hätte erteilt werden dürfen, vielmehr hätte ein Verfahren zur Änderung 
des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 durchgeführt 
werden müssen. 

Die Böden der im zugelassenen Abweichungsgebiet befindlichen landwirtschaftlichen 
Flächen seien überwiegend von hervorragender Qualität und wiesen gemäß dem Ag-
rarViewer des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie 
(HLNUG) Ackerzahlen bis zu 90 (vom Hundert) auf. Es handele sich um tiefgründige 
Parabraunerden auf Löss (Ausgangssubstrat) und teilweise sogar Tschernoseme 
(Schwarzerden), die zu den weltweit fruchtbarsten Böden zählen und Seltenheitswert 
hätten. 

Lediglich im südwestlichen Bereich (in dem sich auch der Modellflugplatz befinde res-
pektive befunden habe) lägen die Ackerzahlen der Böden bei durchschnittlich (nur) 
ca. 50 Bodenwertpunkten, weil die dortigen Ackerflächen in der Vergangenheit aufge-
füllt worden seien (ca. 3,8 ha). Dies entspreche rund 13% der beanspruchten Flächen. 

Der Landesentwicklungsplan Hessen 2000 weise den gesamten Bereich als landwirt-
schaftlichen Vorzugsraum aus. Das Zielabweichungsverfahren sei 2017 wegen der 
Darstellungen des Gebietes als Vorranggebiet Regionaler Grünzug und Vorranggebiet 
für Landwirtschaft durchgeführt worden. 

Gemäß Ziel Z10.110 habe im Vorranggebiet für Landwirtschaft die landwirtschaftliche 
Bodennutzung Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen. Grundlage der Festlegung 
Vorranggebiet für Landwirtschaft sei der Landwirtschaftliche Fachplan Südhessen 
(LFS) 2004. In diesem sei der gesamte Geltungsbereich der ergangenen Zielabwei-
chung in der höchsten Wertigkeitsstufe 1a der fünf Feldflurfunktionen aufgeführt. 

Das Deckungsbeitragsniveau der ertragreichen Flächen liege weit über dem Landes-
durchschnitt und lasse den Anbau von anspruchsvollsten Kulturen zu, weshalb diese 
als endliche, wertvolle Ressource für die Nahrungsmittelproduktion und zur Sicherung 
der unabdingbaren Ernährungs- und Versorgungssicherheit der Bevölkerung erhalten 
bleiben müssten. 
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In diesem Zusammenhang werde auf die Krisen der vergangenen Jahre sowie die ak-
tuellen weltpolitischen Unsicherheiten verwiesen, die deutlich machten, dass die in-
nerdeutsche Ernährungssicherung im gesteigerten öffentlichen Interesse liege, zumal 
keine Alternativen zu besonders fruchtbaren und ertragreichen Böden bestehen und 
solche auch durch Entsiegelungen von Flächen nicht wieder hergestellt werden könn-
ten. Die Vernichtung hochwertiger Acker- und Grünlandflächen führe unwiederbring-
lich zum Verlust der Möglichkeit, auch für zukünftige Generationen hochwertige Le-
bensmittel zu erzeugen. 

Dabei sei das Problem der Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen 
Lebensmitteln keinesfalls nur ein regionales, sondern in Zeiten der Globalisierung 
längst auch ein weltweites Problem geworden. Die Weltbevölkerung wachse weiter 
sprunghaft an, während die landwirtschaftlich nutzbaren Flächen stetig abnähmen. 

Im Wetteraukreis würden landwirtschaftliche Flächen überwiegend von entwicklungs-
fähigen Haupterwerbslandwirten bewirtschaftet, die dringend auf eine ausreichende 
Flächenausstattung – insbesondere Ackerflächen – angewiesen seien, um wettbe-
werbsfähig bleiben zu können. Der Verlust der wertvollsten Ackerböden sei nicht kom-
pensierbar. Besonders die sehr ertragreichen Böden der Wetterau seien daher explizit 
im Grundsatz 10.1.4 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plans 2010 geschützt: In  

„[…] weiten Teilräumen der Wetterau, […] ist zur Sicherung der sehr hohen ökonomi-
schen Funktion die Entwicklung der zukunftsfähigen landwirtschaftlichen Betriebe zu 
gewährleisten. Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen und die Beeinträch-
tigung landwirtschaftlicher Betriebsstandorte ist zu vermeiden.“ 

Die Nachfrage an Pachtflächen in der gesamten Wetterau übersteige das Angebot bei 
weitem und werde durch den stetig fortschreitenden Flächendruck zunehmend ver-
schärft, wodurch sich auch die Pachtpreise regelmäßig erhöhten. 

Erschwerend komme hinzu, dass zur Erreichung der Energiewende ein aktueller Boom 
zur Errichtung von Freiflächen- Photovoltaikanlagen in ganz Hessen ausgebrochen 
sei. Abweichungen würden bei vorliegender Flächenverfügbarkeit regelmäßig auch 
auf landwirtschaftlichen Ackerflächen in Vorranggebieten für Landwirtschaft zugelas-
sen werden, da in § 2 des Gesetzes für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuer-
bare Energien- Gesetz – EEG 2023) die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energien als „im überragenden öffentlichen Interesse“ lie-

gend und „der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit“ dienend, festgelegt und damit 

quasi über alle anderen öffentlichen Belange gestellt worden sei. 

Diese Entwicklung und der damit einhergehende immense Verlust insbesondere von 
Ackerflächen (zumindest für 30 Jahre bzw. aufgrund des sich bildenden extensiven 
Grünlands wegen naturschutzrechtlicher Vorschriften vermutlich dauerhaft bleibenden 
Nutzungsverbots für ackerbauliche Zwecke doch für immer) war im Jahr der zugelas-
senen Zielabweichung 2017 noch überhaupt nicht absehbar. 
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Sie sollte jedoch keinesfalls unberücksichtigt bleiben, da die erheblichen Umweltaus-
wirkungen auf das Schutzgut Boden vor diesem Hintergrund aus landwirtschaftlicher 
Sicht eine andere, schwerwiegendere Bedeutung und Bewertung erfahren müssten. 

Landwirtschaftliche Flächen können generell jeweils nur einer Nutzung dienen; dabei 
stehe aufgrund des aktuellen politischen Willens die Energiegewinnung an prioritärer 
Stelle, danach sei abzuwägen, ob vermeintliche wirtschaftliche Gewinnerzielung und 
Steuereinnahmen, die sich im Nachhinein auch als kurzfristiger als gedacht erweisen 
könnten, tatsächlich der begrenzten und knappen Ressource „außergewöhnlich frucht-

barer Boden“ untergeordnet werden dürfen, der im öffentlichen Interesse dauerhaft zur 
Produktion von Nahrungsmitteln genutzt werden sollte. Aus landwirtschaftlicher Sicht 
sei bislang die zwingend zu berücksichtigende höchste Bodenqualität des Gebietes 
nicht ausreichend gewürdigt worden. 

Gemäß Grundsatz G10.12 des RPS/RegFNP 2010 solle die Landwirtschaft „zur Ver-

sorgung der Bevölkerung der Region mit ausreichenden, qualitativ hochwertigen und 
regionstypischen Nahrungsmitteln beitragen.“ 

Ihr obliege die nachhaltige Nutzung der landwirtschaftlichen Flächen. Dieses Ziel 
könne in nächster Zeit nicht mehr erfüllt werden, wenn die vorliegend betroffenen Bö-
den von Seltenheitswert und mit superlativen Ackerzahlen (von bis zu 90) nicht als 
besonders schützenwert und erhaltungsbedürftig angesehen werden. Wann, wenn 
nicht in diesem konkreten Fall sollten erhebliche negative Auswirkungen auf das 
Schutzgut Boden vorliegen?  

Abschließend sei erwähnt, dass aus landwirtschaftlicher Sicht eine Ansiedlung des 
Rewe Logistikzentrums auf Flächen nordwestlich an die bestehende Biogasanlage 
Wölfersheim und südlich der L 3136 zu prüfen und zu bevorzugen gewesen wäre, da 
diese Flächen zu 100 % im ehemaligen Tagebaugebiet liegen und dementsprechend 
die Bodenwertigkeit und -güte deutlich niedriger liege als im Geltungsbereich der Ziel-
abweichungsflächen. Diesbezüglich sei zu konstatieren, dass die in den Antragsunter-
lagen zum Zielabweichungsverfahren aus dem Jahr 2017 vorgenommene Alterna-
tivenprüfung insgesamt ungenügend und inhaltlich nicht nachvollziehbar (gewesen) 
sei, worauf mehrere Verfahrensbeteiligte in ihren Stellungnahmen hingewiesen hätten. 

Im Zuge der vorliegenden erforderlichen Umweltvorprüfung werde festgestellt, dass 
erhebliche Umweltauswirkungen nicht mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen 
werden können (Schutzgut Boden und damit Belange der Landwirtschaft). 
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b) Dezernat III 31.1 – Regionalplanung, Geschäftsstelle der Regionalversamm-
lung 

Im Rahmen der überschlägigen Prüfung seien diejenigen Belange zu berücksichtigen, 
die auch im Rahmen der Abwägung zur Aufstellung oder Änderung eines Regional-
plans berücksichtigt werden müssen, also diejenigen Belange, die auf Ebene der Re-
gionalplanung erkennbar und von Bedeutung seien, § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG. Zum Ver-
lust der besonders geeigneten landwirtschaftlichen Flächen seien bereits in der dama-
ligen Zielabweichung Bedenken vorgetragen worden. 

Das Gebiet sei überwiegend durch landwirtschaftliche Nutzung geprägt, es bestehe 
aus Ackerflächen, die bis 2021 intensiv bewirtschaftet worden seien, einer Grünfläche 
(Sportanlage für Modellflug) und randlichen Gehölzbeständen entlang der im Nord-
westen vorbeiführenden Bundesstraße und der Autobahnanschlussstelle Wölfers-
heim. 

c) Dezernat IV/F 41.5 – Bodenschutz 

Die Unterlagen zur Umweltprüfung beschrieben den örtlichen Boden und seine Funk-
tionen, bewerteten die von der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzung ausgehenden 
Belastungen für den Boden und führten eine Begründung auf, warum der Eingriff als 
nicht erheblich für den Boden auf Ebene des Regionalplans zu werten sei. 

Demnach seien die ehemaligen Tagebauflächen als stark anthropogen überprägt zu 
werten, die betroffene Flächengröße mit wertvollen Böden werde in Relation zur Größe 
des Gemeindegebiets und mit der Größe der landwirtschaftlich genutzten Gesamtflä-
che des Regionalplangebiets als vernachlässigbar klein eingestuft. In diesem Zusam-
menhang werde auch auf den Verzicht auf die Entwicklung eines bereits ausgewiese-
nen Gewerbegebiets verwiesen, welches damit weiterhin für eine landwirtschaftliche 
Bodennutzung zur Verfügung stehen werde (ca. 12,4 ha). 

Hinsichtlich des Verlusts der Bodenfunktion Wasserrückhaltevermögen werde ausge-
führt, dass keine Beeinträchtigungen zur erwarten seien, die nicht planerisch zu lösen 
seien. Hierzu werde zur Festlegung von detaillierten Vermeidungs- und Verminde-
rungs- sowie Kompensationsmaßnahmen auf die nachfolgende Planungsebene der 
konkreten Bauleitplanung verwiesen. 

Die Beschreibung des Bodens und seiner Funktionen erfolge in einem ausreichenden 
Maß. Hinsichtlich der Vorbelastung der Flächen durch die bisherige landwirtschaftliche 
Nutzung sei festzuhalten, dass eine pauschale Gleichsetzung „landwirtschaftliche Nut-

zung gleich schädliche Bodenverdichtung und Eintrag von Schadstoffen in den Boden“ 

nicht zulässig sei. Unter der Voraussetzung der Einhaltung einer „guten landwirtschaft-

lichen Praxis“ sei dem vorsorgenden Bodenschutz genüge getan. 
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Die Argumentation, dass die Erheblichkeit der Planung für den Boden auf Regional-
planebene als gering einzuschätzen sei, mag durch die Bildung einer entsprechenden 
Flächenrelation stichhaltig sein. Für die Ebene der nachfolgenden konkreten Bauleit-
planung sei dennoch absolut von einer erheblichen Beeinträchtigung bis hin zu einem 
Totalverlust auszugehen. Daher sei es zu begrüßen, dass  

• bereits auf der Ebene des Regionalplans als Kompensationsmaßnahme die 
Rücknahme eines bereits planungsrechtlich gesicherten Gewerbegebiets be-
schrieben werde und 

• für weitergehende Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
auf die nachfolgende Planungsebene abgeschichtet werde. 

Im Ergebnis sei festzustellen, dass die Überplanung des großen Flächenanteils wert-
voller Böden mit einer aggregierten Bodenbewertung der Stufe 5 zu erheblichen Um-
weltauswirkungen auf den Boden führen könne, da diese und deren natürliche Funkti-
onen dauerhaft verloren gingen, sofern kein Ausgleich oder Ersatz unvermeidbarerer 
Bodenfunktionsverluste erfolgen könne. 

Erhebliche Umweltauswirkungen seien nur dann mit hinreichender Sicherheit nicht zu 
erwarten, sofern ein möglichst bodenfunktionaler Ersatz für den nicht zu vermeiden-
den, dauerhaften Verlust an natürlichen Bodenfunktionen erfolge. Bei der Auswahl der 
hierfür notwendigen Maßnahmen seien Entsiegelungen sowie solche Maßnahmen be-
vorzugt zu berücksichtigen, die eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung weiterhin 
ermöglichten. In diesem Zusammenhang seien detailliert aufgeführte Hinweise zur 
Kompensation zu berücksichtigen. 

 Wasser, Klima, Luft 

Zu den Schutzgütern Wasser, Klima und Luft haben sich die beteiligten Stellen nicht 
bzw. ausschließlich dahingehend geäußert, dass keine Bedenken bestünden, mithin 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten seien. 

 Landschaft, Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

Die in der Unterlage zur Umweltvorprüfung enthaltene Beschreibung zu den zu erwar-
tenden Auswirkungen auf das Landschaftsbild sei plausibel. Vor dem Hintergrund der 
verhältnismäßig geringen Wertigkeit des Landschaftsbildes im Bestand, der Vorbelas-
tungen sowie der für die bauleitplanerische Ebene vorgeschlagenen Vermeidungs- 
und Minderungsmaßnahmen könne der Einschätzung des Ingenieurbüros für Umwelt-
planung gefolgt werden, dass eine Erheblichkeit im Sinne des § 8 Abs. 2 Satz 1 ROG 
nicht gegeben sei. 
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III. Kulturelles Erbe – obere Landesplanungsbehörde 

Im Vorgriff der möglichen Gewerbegebietsentwicklung seien auf Veranlassung des 
Landesamtes für Denkmalpflege Hessen im Plangebiet und den für den Bau des öf-
fentlichen Kanals benötigten Flächen archäologische Grabungsarbeiten durchgeführt 
worden. Bei den Befunden handele es sich um eine bedeutende mittelneolithische 
Fundstelle der sog. Rössener Kultur (Phase der mittleren Jungsteinzeit) in Deutsch-
land. Die Grabungen seien Ende 2021 beendet worden. Somit könne auf regionalpla-
nerischer Ebene eine erhebliche Beeinträchtigung von Denkmälern ausgeschlossen 
werden. 
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F. Rechtliche Würdigung 

I. Änderung des vom BUND beklagten Bescheides 

Rechtsgrundlage für die Änderung der ursprünglichen Zulassung einer Zielabwei-
chung sind die §§ 36, 50 Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG). Um 
sicherzustellen, dass erhebliche Umweltauswirkungen ausgeschlossen werden kön-
nen, war es erforderlich (und gemäß § 36 Abs. 2 HVwVfG zulässig), die ursprüngliche 
– insoweit nebenbestimmungsfreie – Abweichungszulassung mit den in Ziffer II. auf-
geführten Minderungs- und Vermeidungsmaßnahmen zu verbinden. 

 Erforderlichkeit der Abweichung 

Eine Abweichungszulassung ist erforderlich, da die von der Antragstellerin projektierte 
Planung gegen Ziele des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plans 2010 verstößt. 

Die Planung der Antragstellerin, die im Hinblick auf die Antragsfläche I die Ausweisung 
gewerblicher Bauflächen außerhalb eines Vorranggebietes Industrie und Gewerbe 
zum Ziel hat, verstößt zunächst gegen Ziel Z3.4.2-4 des Regionalplans Südhes-
sen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010. Das Ziel lautet: 

„Die bauleitplanerische Ausweisung von Industrie und Gewerbegebieten hat innerhalb 
der in der Karte dargestellten „Vorranggebiete Industrie und Gewerbe, Bestand und 

Planung" stattzufinden. [….]“. 

Die geplante Darstellung von Gewerblichen Bauflächen, geplant, innerhalb festgeleg-
ter Vorranggebiete für Landwirtschaft verstößt zudem gegen Ziel Z10.1-10 des Regio-
nalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010. Die Zielvorgabe lautet: 

„Im Vorranggebiet für Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Bodennutzung Vor-

rang vor anderen Nutzungsansprüchen.“ 

II. Vorliegen der Voraussetzungen für die Zulassung einer Abweichung 

Die Voraussetzungen für die Zulassung einer Abweichung liegen vor. 

Gemäß § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG in der Fassung vom 22. März 2023 soll eine Abwei-
chung vom Regionalplan zugelassen werden, wenn sie unter raumordnerischen Ge-
sichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. 
Diese Fassung der Norm ist sowohl bei der erneuten Entscheidung über die Zulassung 
der Abweichung als auch bei deren gerichtlicher Überprüfung zugrunde zu legen. Zwar 
ist grundsätzlich die Sach- und Rechtlage zum Zeitpunkt der letzten Behördenent-
scheidung maßgeblich, dies gilt jedoch nicht, wenn – wie vorliegend – ein Abweichen 
von diesem Grundsatz aus Gründen der Prozessökonomie geboten ist und das mate-
rielle Recht einem Abweichen von diesem Grundsatz nicht entgegensteht. Mit der Zu-
lassung einer Abweichung ergeht ein Dauerverwaltungsakt. 
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Die unveränderte Fortgeltung des Ziels, von dem abgewichen wird, erfordert es, dass 
eine Entscheidung des Trägers der Regionalplanung die oder den Antragstellenden 
dauerhaft von der Bindung an das betroffene Ziel suspendiert. Um ein erneutes Ver-
fahren im Streit darüber, ob die Zulassung einer Abweichung zwar nicht nach alter, 
wohl aber nach neuer Rechtslage zulässig war / ist, ist die Sach- und Rechtlage zum 
Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung der letzten Tatsacheninstanz maßgeblich. Ent-
sprechendes gilt im Rahmen der Abhilfeentscheidung im Rahmen des § 50 HVwVfG. 

 Grundzüge der Planung – Ausschluss erheblicher Umweltauswirkungen 

a) Herleitung der Pflicht zur Vorprüfung 

Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden, dass die Abgrenzung zwischen einer 
(noch) zulässigen Zielabweichung und der Erforderlichkeit der Änderung des Regio-
nalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans (2010) anhand des Tatbe-
standsmerkmals der Grundzüge der Planung im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG zu 
erfolgen habe. Bei der Auslegung dieses Tatbestandsmerkmals sei zu berücksichti-
gen, dass kein Plan oder Programm im Sinne der Richtlinie 2001/42/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltaus-
wirkungen bestimmter Pläne und Programme (SUP- Richtlinie), der oder das voraus-
sichtlich erhebliche Umweltauswirkungen habe, der (Strategischen) Umweltprüfung 
entzogen wird. 

Ist die Zulassung einer Abweichung voraussichtlich mit erheblichen Umweltauswirkun-
gen verbunden, hat dies zwangsläufig zur Folge, dass diese voraussichtlichen erheb-
lichen Umweltauswirkungen im Rahmen der Abwägung nach § 7 Abs. 2 ROG unbe-
rücksichtigt geblieben sind, weshalb die Grundzüge der Planung als Ausdruck des Ge-
samtergebnisses der Abwägung unter Berücksichtigung erheblicher Umweltauswir-
kungen stets berührt seien (BVerwG, Urteil vom 28. September 2023 – 4 C 6.21 – juris, 
RdNr. 30). Die Prüfung, ob die Zulassung einer Abweichung mit erheblichen Umwelt-
auswirkungen verbunden sein wird, habe in entsprechender Anwendung des § 8 
Abs. 2 Satz 1 ROG in Verbindung mit Anlage 2 zum Raumordnungsgesetz zu erfolgen 
(BVerwG, a. a. O., RdNr. 31). 

b) Umfang und Methodik im Rahmen der Umweltvorprüfung 

Maßstab für die Prüfung, ob mit der Zulassung einer Abweichung einhergehende Um-
weltauswirkungen die Schwelle der Erheblichkeit überschreiten, sodass sie im Rah-
men eines Verfahrens zur Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans (2010) in einem Umweltbericht zu erfassen und im Rahmen der 
Abwägung gemäß § 7 Abs. 2 Satz 2 ROG zu berücksichtigen wären, ist der zu än-
dernde Plan einschließlich dessen Umweltbericht. Der im Falle erheblicher Umwelt-
auswirkungen zu ändernde Plan bildet den Maßstab für die Erkennbarkeit und Erheb-
lichkeit von Umweltauswirkungen im Sinne des § 7 Abs. 2 ROG. 
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Für die inhaltliche Abschichtung ist entscheidend, auf welcher Hierarchieebene be-
stimmte Umweltauswirkungen aus fachlicher Sicht optimal geprüft werden können und 
inwieweit Prüfgegenstände auf bestimmten Planungsebenen abschließend entschie-
den werden sollten, da ihre Berücksichtigung auf einer nachfolgenden Ebene nicht 
mehr möglich ist bzw. zu besonderen Erschwernissen führt (Peters/Balla/Hesselbarth 
in: Peters/Balla/Hesselbarth, Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, 4. Auf-
lage 2019, § 39 RdNr. 18). 

(1) Fläche, Boden 

Im Umweltbericht zum Regionalplan Südhessen 2010 wurde das Schutzgut Boden 
u. a. im Hinblick auf die Produktionsfunktion in der Abwägung nach § 7 Abs. 2 ROG 
berücksichtigt (Umweltbericht, Tabelle 3 - Relevante bzw. geprüfte Umweltaspekte 
und Konfliktkriterien, Seite 14). Grundlage der Festlegung von Vorranggebieten für 
Landwirtschaft ist der Landwirtschaftliche Fachplan Südhessen 2004. Der Fachplan ist 
ein landwirtschaftliches Fachgutachten der GfL Planungs- und Ingenieurgesellschaft 
mbH, das in Abstimmung mit der hessischen Agrarverwaltung und in der Trägerschaft 
des Hessischen Bauernverbandes e.V. erstellt wurde. 

Den Vorranggebieten für Landwirtschaft wurden die Stufen 1a und 1b der Gesamt-
bewertung der Feldflurfunktionen des Gutachtens zu Grunde gelegt. Diese Gesamt-
bewertung setzt sich dabei aus der Ernährungs-, Einkommens-, Arbeitsplatz-, Erho-
lungs- und Schutzfunktion der Feldflur zusammen. Der regionalplanerischen Abwä-
gung nach § 7 Abs. 2 ROG wurde mithin keine allein an der (durch Bodenpunkte aus-
gedrückten) Bodenqualität und eine sich daraus ergebende (besondere) Ertragseig-
nung, sondern vielmehr ein gemeinwohlbezogener Ansatz zugrunde gelegt. 

Im Rahmen des Kriteriums „Nutzungseignung“ des Landwirtschaftlichen Fachplans 

Südhessen zur Ermittlung der Ernährungs- und Versorgungsfunktion stellt die Boden-
güte lediglich einen von mehreren Indikatoren dar. Mit anderen Worten: Der Regional-
plan Südhessen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 enthält keine Festlegung, die 
explizit besonders hochwertige Böden schützt, die Bodenqualität war daher im Rah-
men der Abwägung nach § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG allenfalls mittelbar von Bedeutung. 

(2) Landschaftsbild 

Der Belang „Landschaftsbild“ ist im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennut-

zungsplan 2010 zwar Gegenstand zahlreicher Abwägungsdirektiven (Grundsätze 
G3.4.1-8 – Ausschluss vermeidbarer Veränderungen des Landschaftsbildes, G4.2-2 – 
Schutz, Pflege und Entwicklung von Landschaftsräumen mit dem Ziel der Erhaltung 
charakteristischer Landschaftsbilder, G4.2-8 – Entwicklung von Tälern im dicht besie-
delten Raum zur Aufwertung des Stadt- und Landschaftsbildes, G4.7-1 – Entwicklung 
und Sicherung von Gebieten, die u. a. wegen der besonderen Eigenart des Land-
schaftsbildes der Erholung dienen, G4.7-9 – Kein Freizeitwohnen / keine großflächigen 
Sportanlagen in Gebieten mit besonderer Bedeutung für das Landschaftsbild, G4.7-10 
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– Neuanlage von Golfplätzen bevorzugt in Räumen, in denen dadurch keine Belastung 
oder Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zu erwarten ist – sowie Grundsatz 
G10.2-10 – Keine Bewaldung von Räumen mit besonderer Bedeutung für das Land-
schaftsbild). Er hat jedoch – außer bei der Festlegung von Vorranggebieten zur Nut-
zung der Windenergie im Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien (TPEE) 2019 – 
keine Berücksichtigung im Rahmen der Abwägung nach § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG ge-
funden (Umweltbericht Regionalplan Südhessen 2010, Tabelle 4 – Nicht relevante 
bzw. nicht geprüfte Umweltaspekte und Konfliktkriterien, Seite 15). Soweit der Schutz 
eines vielfältigen Landschaftsbildes durch Sicherung und Entwicklung des Freiraums 
im Kapitel 2 – Grundzüge der Planung – genannt wird, können damit ersichtlich keine 
Grundzüge der Planung im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG gemeint sein. Bei den in 
diesem Kapitel aufgezählten Punkten handelt es sich vielmehr um politische Leitlinien, 
die einander zum Teil widersprechen und bereits deshalb ausschließlich als Abwä-
gungsmaterial mit erhöhtem Gewicht anzusehen sind. 

Die Nichtberücksichtigung des Belangs Landschaftsbild ist auch folgerichtig: Der Re-
gionalplan Südhessen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 betrifft – abgesehen vom 
Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien (TPEE) 2019, welcher der Steuerung von 
Windenergieanlagen mit einer Höhe von 250m dient – eine ausschließlich zweidimen-
sionale Planung. Aussagen zur Höhe oder zum Volumen baulicher Anlagen können 
erst auf Grundlage der Bauleitplanung getroffen werden. Gegenstand der zugelasse-
nen Zielabweichung ist nicht die Errichtung und der Betrieb eines Logistikzentrums mit 
einer Höhe von bis zu 35m, auch wenn das entsprechende Vorhaben dem Zielabwei-
chungsantrag zugrundliegt. Gegenstand des Verfahrens ist die Befreiung der Ge-
meinde Wölfersheim von der Bindung an den Vorrang landwirtschaftlicher Nutzung 
des betroffenen Raums. 

Hinzu kommt, dass – angesichts des Geltungsbereichs des Regionalplans Südhes-
sen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 mit einer Größe von knapp 7.500km² - 
eine raumübergreifende Betrachtung und Bewertung des Belangs Landschaftsbild 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Mitteln möglich wäre. Mithin ist es Aufgabe der 
Bauleitplanung, die Bedeutung des Landschaftsbildes zu bewerten und daraus die 
richtigen Schlüsse für die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung zu ziehen. 

c) Bewertung der Umweltauswirkungen 

(1) Gewichtende Betrachtung der Kriterien der Anlage 2 zum Raumordnungs-
gesetz 

Erhebliche Umweltauswirkungen, die die Durchführung eines Planänderungsverfah-
rens erforderlich machen, liegen nicht erst dann vor, wenn die Umweltauswirkungen 
so gewichtig sind, dass sie nach Einschätzung der Regionalversammlung Südhessen 
zu einer Versagung der Zulassung führen können (Bundesverwaltungsgericht, Urteil 
vom 25. Juni 2014 – 9 A 1/13 – juris, RdNr. 21 mit weiteren Nachweisen). 
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Allerdings stünde es im Widerspruch zur Konzeption des Gesetzgebers, wenn beinahe 
zu jeder der Vorprüfung nach § 8 Abs. 2 Satz 1 ROG unterliegenden geringfügigen 
Planänderung bzw. – im vorliegenden Zusammenhang, jeder Zulassung einer Abwei-
chung von Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 
2010  – die Pflicht zur Durchführung einer (Strategischen) Umweltprüfung allein des-
wegen bestünde, weil praktisch nie auszuschließen ist, dass ein derartiges Vorhaben 
abwägungserhebliche Umweltauswirkungen hat (Bundesverwaltungsgericht, a. a. O., 
RdNr. 23). 

Es bedarf daher einer Gewichtung der in Ziffer 2 der Anlage 2 zum Raumordnungs-
gesetz genannten Kriterien. Mit anderen Worten sind nicht sämtliche der dort aufge-
führten Kriterien bei der Beurteilung der Frage, ob die Zulassung der Abweichung vo-
raussichtlich mit erheblichen Umweltauswirkungen verbunden ist, gleichermaßen re-
levant. 

Bei der Gewichtung der im Rahmen der Vorprüfung zu berücksichtigenden Belange ist 
zunächst zwischen den Kriterien der Ziffern 2.1 bis 2.5 der Anlage 2 zum Raumord-
nungsgesetz einerseits und deren Ziffer 2.6 andererseits zu unterscheiden. Ergibt die 
Vorprüfung, dass mit der Zulassung der Abweichung Auswirkungen auf Natura 2000- 
Gebiete (Ziffer 2.6.1 der Anlage 2), Naturschutzgebiete (Ziffer 2.6.2 der Anlage 2), ge-
setzlich geschützte Biotope (Ziffer 2.6.5 der Anlage 2) oder Wasser- und Heilquellen-
schutzgebiete (Ziffer 2.6.6 der Anlage 2) zu erwarten sind, sind entsprechende Aus-
wirkungen in der Regel auch erheblich. Ziffer II.7.1.2 der UVP-Verwaltungsvorschrift 
vom 14. April 2025 geht ausdrücklich davon aus, dass die Natura 2000- Unverträglich-
keit eines Plans oder Projekts ein Indiz für das Vorliegen erheblicher Umweltauswir-
kungen darstellt. 

Demgegenüber führen die Kriterien der Ziffern 2.1 bis 2.5 der Anlage 2 zum Raumord-
nungsgesetz ausschließlich dann zu einer Erheblichkeit der prognostizierten Umwelt-
auswirkungen, wenn die Zulassung einer Abweichung in Bezug auf diese Kriterien Be-
sonderheiten aufweist, etwa weil Dauer und Häufigkeit der Auswirkungen (Ziffer 2.1 
der Anlage 2) über das übliche Maß hinausgehen, das (Plan-)Vorhaben, dessen Zu-
lassung die Abweichung dient, in besonderem Maße mit Risiken für die Umwelt oder 
die menschliche Gesundheit (Ziffer 2.3 der Anlage 2) verbunden ist, oder weil ein in 
besonderem Maße sensibler Raum im Sinne der Ziffer 2.5 der Anlage 2 zum Raum-
ordnungsgesetz betroffen ist. 

Das Bundesverwaltungsgericht stellt in seinem Urteil vom 28. September 2023 – 4 C 
6.21 – (juris, RdNr. 31) ferner darauf ab, 

„[…] um welche Art von Zielfestlegung – flächendeckend oder spezifisch – 
es geht. Dient die Zielabweichung der Änderung eines spezifisch festgeleg-
ten Standorts für ein raumbedeutsames Vorhaben, werden die Grundzüge 
der Planung in der Regel berührt sein.“ 

Weiter führt das Gericht unter Randnummer 47 aus: 
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„Bei der Prüfung, ob die Grundzüge der Planung berührt sind, wird der Ver-
waltungsgerichtshof zu berücksichtigen haben, dass das Ziel Z10.1-10 
(Vorranggebiet Landwirtschaft) zwar eine eher unspezifische Flächenfest-
legung ist, die Abweichungsentscheidung aber zugleich das Vorranggebiet 
Industrie und Gewerbe (Z3.4.2-4) betrifft.“ 

Bei der Festlegung von Vorranggebieten Industrie und Gewerbe handelt es sich nicht 
um „einen spezifisch festgelegten Standort für ein raumbedeutsames Vorhaben“. Hier-

gegen spricht bereits, dass Gegenstand der mit der Festlegung von Vorranggebieten 
Industrie und Gewerbe verbunden Zielbindung nicht Vorhaben, sondern ausschließlich 
(Bauleit-)Planungen sind. Zudem kommt der Zielfestlegung nach ständiger Entschei-
dungspraxis der Regionalversammlung eine eigenständige Bedeutung ausschließlich 
dann zu, wenn der Verwirklichung eines (Plan-)Vorhabens außerhalb eines festgeleg-
ten Vorranggebiets Industrie und Gewerbe keine anderweitigen vorrangigen Nutzun-
gen entgegenstehen. 

Selbst wenn man aber die Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts auch auf die 
Aufstellung von Bauleitplänen beziehen wollte, fehlte es an einer spezifischen Stand-
ortzuweisung. Vorranggebiete Industrie und Gewerbe beziehen sich – genau wie Vor-
ranggebiete für Landwirtschaft – auf Räume. Die Zulässigkeit der Ausweisung von Ge-
werbe- und Industriegebieten auch außerhalb von Vorranggebieten Industrie und Ge-
werbe (Ziel Z3.4.2-4 Satz 2 (Planungen unterhalb der Darstellungsgrenze), Grundsatz 
G3.4.2-6 (Planungen für ortsansässige Unternehmen sowie den notwendigen Struk-
turwandel) sowie Grundsatz G3.4.2-8 (zulässiger Flächentausch) verhindert die An-
nahme einer abschließenden und damit spezifischen „Standort“- Zuweisung. Hinzu 
kommt, dass die Festlegung von Vorranggebieten Industrie und Gewerbe in erster Li-
nie auf die perspektivischen Entwicklungsvorstellungen der Kommunen, nicht aber ei-
nem abschließenden gesamträumlichen Planungskonzept folgt(e). 

(2) Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkun-
gen, Ziffer 2.1 der Anlage 2 

Sämtliche Auswirkungen, die mit der Zulassung der Abweichung einhergehen, treten 
mit Sicherheit ein. Sie sind dauerhaft und – jedenfalls während des Planungshorizonts 
des im Falle der Erheblichkeit der Umweltauswirkungen zu ändernden Plans – nicht 
umkehrbar. Allerdings ist dies jedem Siedlungsvorhaben im weiteren Sinne immanent. 
Das Kriterium der Ziffer 2.1.1 der Anlage 2 kann allenfalls dazu dienen, die Erheblich-
keit von Umweltauswirkungen auszuschließen, weil – wie beispielsweise bei Freiflä-
chen- Photovoltaikanlagen – die Auswirkungen (ausnahmsweise) nicht dauerhaft und 
unumkehrbar sind. 

Das Kriterium der Ziffer 2.1 der Anlage 2 zum Raumordnungsgesetz führt allenfalls in 
atypischen Fällen zur Erheblichkeit der mit der Zulassung einer Abweichung einherge-
henden Umweltauswirkungen. Ein atypischer Fall liegt insoweit nicht vor. 
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(3) Risiken für die Umwelt, einschließlich der menschlichen Gesundheit (zum 
Beispiel bei Unfällen), Ziffer 2.3 der Anlage 2 

Die Abweichung wurde zugunsten der bauleitplanerischen Ausweisung einer gewerb-
lichen Baufläche bzw. eines Gewerbegebiets zugelassen. Dies impliziert grundsätzlich 
auch die Möglichkeit, in dem betroffenen Raum Vorhaben anzusiedeln, die mit Gefahr-
stoffen im Sinne der Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des 
Rates – (Seveso III- Richtlinie) oder wassergefährdenden Stoffen umgehen. Vor dem 
Hintergrund des Ziels der bauleitplanerischen Ausweisung (Errichtung und Betrieb ei-
nes Logistikzentrums für das Sortiment einer Supermarktkette) können entsprechende 
Risiken allerdings ausgeschlossen werden. 

Selbst wenn man der Bewertung eine reine Angebotsplanung zugrunde legte, sind 
Risiken für die Umwelt vorliegend nicht anders zu beurteilen, als in jedem anderen 
Gewerbe- oder Industriegebiet. Im Hinblick auf die menschliche Gesundheit dürften 
entsprechende Risiken wegen des Abstands zu Baugebieten unterdurchschnittlich 
sein. 

Daher können die mit der Zulassung der Abweichung einhergehenden Umweltauswir-
kungen auch unter Berücksichtigung des Kriteriums der Ziffer 2.3 der Anlage 2 zum 
Raumordnungsgesetz als unerheblich bewertet werden. 

(4) Umfang und die räumliche Ausdehnung der Auswirkungen unter Berück-
sichtigung kumulativer Wirkungen, Ziffer 2.4 und 2.2 der Anlage 2 

Zur Beantwortung der Frage, ob die mit der Zulassung einer Abweichung einherge-
henden Umweltauswirkungen in Bezug auf die in Ziffern 2.1 bis 2.5 der Anlage 2 zum 
Raumordnungsgesetz über das Normalmaß hinausgehen (erheblich sind), muss zwi-
schen den innerhalb des Raums, für den die Abweichung zugelassen wird, zu erwar-
tenden Auswirkungen einerseits und den zu prognostizierenden Umweltauswirkungen 
außerhalb des unmittelbar von der Zulassung der Zielabweichung betroffenen Raums 
unterschieden werden. Denn gemäß Ziffer 2.4 der Anlage 2 zum Raumordnungsge-
setz kommt es zur Beurteilung der Erheblichkeit von Umweltauswirkungen nicht nur 
auf den Umfang, sondern auch auf die räumliche Ausdehnung der Auswirkungen an. 
Es stellt sich somit die Frage, ob die Grundzüge der Planung schon deshalb berührt 
sind, weil erhebliche Umweltauswirkungen bereits aufgrund der Größe des Vorhabens 
nicht ausgeschlossen werden können. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat diesbezüglich in seinem Urteil vom 28. Septem-
ber 2023 – 4 C 6.21 – juris, RdNr. 47 – im Rahmen eines Obiter Dictums, folgendes 
ausgeführt: 
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„Hinsichtlich der Frage, ob die Grundzüge der Planung berührt sind, weil 
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen nicht ausgeschlossen wer-
den können, dürfte sich der Umfang der in Rede stehenden Fläche aus 
raumordnerischer Perspektive zwar als überschaubar darstellen.“ 

Daraus geht hervor, dass die Erheblichkeit von Umweltauswirkungen in Relation zur 
Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 zu 
beurteilen ist. 

Dies ist schlüssig, da die Vorprüfung nach § 8 Abs. 2 ROG ja gerade erforderlich ist, 
um die Umgehung eines erforderlich Planänderungsverfahrens (einschließlich Öffent-
lichkeitsbeteiligung) zu verhindern. Auch wenn die Umsetzung des Vorhabens der Ge-
meinde Wölfersheim absolut betrachtet Raum in erheblichem Umfang in Anspruch 
nimmt, fällt (auch) ein Raum von knapp 30 ha im Verhältnis zu den Festlegungen des 
Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 nicht maßgeblich 
ins Gewicht. Es kann daher dahinstehen, ob die „Rückgabe“ einer Fläche von 12,4 ha 

im vorliegenden Zusammenhang flächenmindern zu berücksichtigen ist. Das Bundes-
verwaltungsgericht scheint dies zu verneinen, wenn es (a. a. O., RdNr. 47) ausführt: 

„Überdies wurde die Zielabweichung unter der Bedingung eines „Flächentauschs" zu-
gelassen, der in Bezug auf die zurückzugebenden Gewerbeflächen lediglich durch 
eine Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans – und nicht des Regionalplans 
– verwirklicht werden soll.“ (Hervorhebung nur hier) 

Der Planungsraum Südhessen hat einen Umfang von rund 744.000 ha. Im Plan wur-
den Vorranggebiete Siedlung, Planung, sowie Industrie und Gewerbe, Planung, in ei-
nem Umfang von rund 7.250 ha zulasten bisheriger Freiraumkategorien festgelegt. 
Zudem sind im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 Vor-
ranggebiete für Landwirtschaft in einem Umfang von rund 211.000 ha festgelegt. 

Hinzu kommt, dass die Regionalpläne der Bundesländer Räume ganz unterschiedli-
cher Größenordnungen betreffen. So umfasst die Planungsregion Würzburg mit rund 
306.000 ha beispielsweise deutlich weniger als die Hälfte der Region Südhessen. Es 
kann daher keine absolute Größe geben, ab der die Auswirkungen einer Planung oder 
Maßnahme allein aufgrund des mit ihr verbundenen Umfangs und der Ausdehnung 
der Auswirkungen die Schwelle der Erheblichkeit überschreiten. 

Allerdings wird nicht verkannt, dass eine Betrachtung der Umweltauswirkungen allein 
in Relation zur Gesamtfläche des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennut-
zungsplans 2010 oder zum Umfang der Festlegungen des jeweils betroffenen Vor-
ranggebiets zu kurz greifen dürfte. Es ist daher – insbesondere bei (Plan-)Vorhaben 
mit (weit) überdurchschnittlicher Größe – zusätzlich der kumulative Charakter der Aus-
wirkungen (Ziffer 2.2 der Anlage 2 zum Raumordnungsgesetz) zu berücksichtigen. 
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Dabei muss im Hinblick auf das Kriterium 2.4 der Anlage 2 zum Raumordnungsgesetz 
– Umfang und Ausdehnung der Umweltauswirkungen – zugrunde gelegt werden, dass 
– im Verhältnis zum Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 
– zwar nicht die einzelne Abweichung, wohl aber die Summe der von Zielen des Plans 
zugelassenen Abweichungen dazu führen kann, dass die Schwelle der Erheblichkeit 
überschritten wird. 

Seit 2010 wurden durch die Regionalversammlung Südhessen rund 110 Abweichun-
gen von Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plans 2010 zugelassen (ohne Freiflächen-PV und Windenergieanlagen). Die zugelas-
sen Abweichungen zugunsten einer Wohnsiedlungs- oder gewerblichen Nutzung um-
fassen insgesamt rund 1.020 ha. Darin enthalten sind zugelassene Abweichungen im 
Innenbereich der Städte und Gemeinden im Umfang von rund 180 ha. Demnach wurde 
bislang eine „Änderung“ von Freiraumfestlegungen durch Zielabweichungsverfahren 

im Umfang von bislang rund 840 Hektar im Außenbereich zugelassen. 

Dabei wurden Inanspruchnahmen von Vorranggebieten für Landwirtschaft in einem 
Umfang von rund 550 ha zugelassen. Im Mittel werden durch eine Abweichung im 
Außenbereich zu 60% des jeweiligen Geltungsbereichs Vorranggebiete für Landwirt-
schaft zugunsten einer Wohnsiedlungs- oder gewerblichen Nutzung umgewandelt. 

Bezogen auf die Ausgangsgröße der Vorranggebiete für Landwirtschaft im Regional-
plan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 wurde ein Anteil von 0,24% 
durch die bislang zugelassenen Abweichungen umgewandelt. Durch die Zulassung 
der hier gegenständlichen Vorhaben, erhöht sich dieser Anteil – ohne Berücksichti-
gung der „Rückgabefläche“ auf 0,28%. 

Daher können die mit der Zulassung der Abweichung einhergehenden Umweltauswir-
kungen auch unter Berücksichtigung der Kriterien 2.2 und 2.4 der Anlage 2 zum Raum-
ordnungsgesetz als unerheblich bewertet werden. 

(5) Bedeutung und die Sensibilität des voraussichtlich betroffenen Gebiets auf 
Grund der besonderen natürlichen Merkmale, des kulturellen Erbes, der In-
tensität der Bodennutzung des Gebiets jeweils unter Berücksichtigung der 
Überschreitung von Umweltqualitätsnormen und Grenzwerten, Ziffer 2.5 
der Anlage 2 

Dieses Kriterium ist vorliegend nicht berührt. Weder weist das Gebiet besondere na-
türliche Merkmale auf (siehe oben, Kapitel C.II.4., Seite 26), noch hat die betroffene 
Landschaft eine besondere Bedeutung für das kulturelle Erbe (siehe oben, Kapitel 
C.III., Seite 27). 

Ferner ist zu berücksichtigen, dass Bodendenkmäler in der Regel aufgrund ihrer ge-
ringen Ausdehnung auf Ebene der Regionalplanung weder erkennbar noch von Be-
deutung sind, und daher gemäß § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG nicht im Rahmen der Abwä-
gung berücksichtigt werden können. 
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Auf Ebene der Regionalplanung stellt sich die – lokal erhebliche Beeinflussung des 
Landschaftsbildes – als Bündelung mit vorhandenen Eingriffen in die Landschaft, vor-
liegend insbesondere die Bundesautobahn BAB 45 dar. 

Die obere Naturschutzbehörde teilt ebenfalls die Bewertung der Gemeinde Wölfers-
heim, dass die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes auf Ebene der Regionalpla-
nung nicht erheblich sei (Kapitel E.II.3, Seite 50). 

Auch unter Berücksichtigung des Kriteriums 2.5 der Anlage 2 zum Raumordnungsge-
setz kann ausgeschlossen werden, dass mit der Zulassung der Abweichung erhebli-
che Umweltauswirkungen einhergehen, die im Rahmen einer Abwägung nach § 7 Abs. 
2 ROG zu berücksichtigen wären. 

(6) Keine erheblichen Beeinträchtigungen des Vogelschutzgebiets Wetterau 

Es spricht bereits Vieles dafür, dass (erhebliche) Beeinträchtigung des Vogelschutz-
gebiets Wetterau in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgebli-
chen Bestandteilen infolge der Abweichungszulassung bereits aufgrund des Abstands 
des Planvorhabens von fast 500m zu Vogelschutzgebiet ausgeschlossen werden kön-
nen. Jedenfalls aber unter Berücksichtigung der in Ziffer II. vorgesehenen Vermei-
dungs- und Verminderungsmaßnahmen können erhebliche Beeinträchtigungen eines 
Gebiets nach Ziffer 2.6.1 der Anlage 2 zum Raumordnungsgesetz ausgeschlossen 
werden. Anders als im Rahmen der Natura 2000- Verträglichkeitsprüfung, bei welcher 
Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen erst im Rahmen des Ausnahmeverfah-
rens nach § 34 Abs. 3 BNatSchG berücksichtigt werden dürfen, ist die Berücksichti-
gung entsprechender Maßnahmen im Rahmen der vorliegend durchzuführenden Um-
welt- Vorprüfung zulässig, § 35 Abs. 4 Satz 2 UVPG. 

Erhebliche Auswirkungen auf das Vogelschutzgebiet Wetterau (Ziffer 2.6.1 der An-
lage 2 zum Raumordnungsgesetz) können ausgeschlossen werden. 

 Grundzüge der Planung im Allgemeinen 

Die Zulassung der beantragten Abweichung berührt auch im herkömmlichen Sinne 
nicht die Grundzüge der Planung im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG. Wie auch im 
Fall des § 31 Abs. 2 BauGB beurteilt sich die Frage, ob eine Abweichung die Grund-
züge der Planung berührt oder von minderem Gewicht ist, nach dem im Plan zum 
Ausdruck gebrachten planerischen Wollen. 

Bezogen auf dieses Wollen darf der Abweichung vom Planinhalt keine derartige Be-
deutung zukommen, dass die dem Plan zugrunde gelegte Planungskonzeption 
(„Grundgerüst“) in beachtlicher Weise beeinträchtigt wird. 
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Die Abweichung muss – soll sie mit den Grundzügen der Planung vereinbar sein – 
durch das planerische Wollen gedeckt sein; es muss – mit anderen Worten – ange-
nommen werden können, die Abweichung liege noch im Bereich dessen, was der Plan-
geber gewollt hat oder gewollt hätte, wenn er den Grund für die Abweichung gekannt 
hätte (Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 16. Dezember 2010 – 4 C 8.10 – juris, 
RdNr. 26, mit weiteren Nachweisen). 

Hätte der Ansiedlungswunsch der Firma REWE bereits im Rahmen des Aufstellungs-
prozesses bestanden, wäre es ohne Verstoß gegen tragende Grundsätze des dem 
Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 zugrundeliegenden 
Konzepts möglich gewesen, im Bereich der Antragsfläche I eine gewerbliche Bauflä-
che darzustellen und damit ein Vorranggebiet Industrie und Gewerbe festzulegen. 
Zwar weist die Obere Naturschutzbehörde zutreffend darauf hin, dass die von der An-
tragstellerin geplanten Gewerbeflächen nicht unmittelbar an bereits festgelegte Vor-
ranggebiete Industrie und Gewerbe oder Siedlung anschließen. Allerdings wird das 
geplante Gewerbegebiet durch die Bundesautobahn BAB 45 und die Bundestraße 
B 455 an im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 festge-
legte Vorranggebiete Industrie und Gewerbe angeschlossen, sodass sich das Bauge-
biet gleichwohl nicht als isolierte Insellage im Außenbereich darstellt. 

Grundlage der Festlegung „Vorranggebiete für Landwirtschaft" ist der Landwirtschaft-

liche Fachplan Südhessen 2004. 

Der Fachplan ist ein landwirtschaftliches Fachgutachten der GfL Planungs- und Inge-
nieurgesellschaft GmbH, das in Abstimmung mit der hessischen Agrarverwaltung und 
in der Trägerschaft des Hessischen Bauernverbandes e.V. erstellt wurde. Den „Vor-

ranggebieten für Landwirtschaft“ wurden die Stufen 1a und 1b der Gesamtbewertung 
der Feldflurfunktionen des Gutachtens zu Grunde gelegt. Die Gesamtbewertung setzt 
sich dabei aus der Ernährungsfunktion, der Einkommensfunktion, der Arbeitsplatzfunk-
tion, der Erholungsfunktion sowie der Schutzfunktion zusammen. Dem ist jedoch nicht 
zu schließen, dass die Festlegung der Stufen 1a und 1b des Landwirtschaftlichen 
Fachplanes 2004 als Vorranggebiet Landwirtschaft zwingend und ausnahmslos er-
folgt., d.h. nicht sämtliche einer der beiden Stufen zugeordnete Räume wurden oder 
werden als Vorranggebiet Landwirtschaft festgelegt. Es ist daher ohne weiteres vor-
stellbar, dass die Festlegung eines Vorranggebietes Industrie und Gewerbe, Planung, 
im Bereich der Antragsfläche I auch im Wege der Planung hätte festgelegt werden 
können. 
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 Vertretbarkeit unter raumordnerischen Gesichtspunkten 

Das Ziel des Antrags auf Zulassung einer Abweichung wäre vorliegend planbar, würde 
statt eines Abweichungsverfahrens ein Planänderungsverfahren durchgeführt. Die Zu-
lassung der Abweichung ist mithin unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertret-
bar, da bei Aufstellung oder Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 im Bereich der Antragsfläche I statt eines Vorranggebiets für 
Landwirtschaft ein Vorranggebiet Industrie und Gewerbe geplant werden könnte oder 
hätte können. 

a) Alternativenprüfung im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens 

Im Vorfeld zu der beantragten Abweichungszulassung wurden durch einen externen 
Dienstleister des Investors in einem Radius von 60 km um Frankfurt Alternativstand-
orte untersucht. In die engere Untersuchung gelangten zehn Standorte, darunter vier 
Konversionsstandorte. Laut dieser Studie schieden sechs Standorte mangels ausrei-
chend vorhandener Fläche aus. 

Einer schied wegen der Lage innerhalb eines Ortes (verkehrliche Anbindung und keine 
24/7 Andienung möglich), ein weiterer wegen einer vorhandenen Hanglage und der 
letzte wegen außerhalb des Zielgebiets zur Mitarbeiterbindung liegend. Die in den Stel-
lungnahmen angesprochenen Mittelzentren wurden dabei mit untersucht.  

Die Unumgänglichkeit ergibt sich nach Aussagen des Investors daraus, dass das Vor-
haben hinsichtlich der Parameter Lage im Raum, der Versorgung der Filialen, verkehr-
liche Anbindung, 24/7- Betrieb, Mindestflächengröße und Mitarbeiterbindung eine ge-
wisse Ortsgebundenheit aufweist. 

Ein weiteres wichtiges Standortkriterium ist eine möglichst kurze Anbindung an die 
überörtliche Verkehrsinfrastruktur (Bundesautobahn), um Belastungen auf die beste-
hende Siedlungsstruktur und der darin liegenden schutzwürdigen Nutzungen soweit 
wie möglich zu vermeiden. 

So ist es nicht erwünscht, mit einer derart immissionsintensiven Nutzung an schutz-
würdige Nutzungen heranzurücken. Hieraus erklärt sich die Notwendigkeit des in An-
spruch zu nehmenden Standortes Wölfersheim.  

Die Untersuchung des externen Dienstleisters beinhaltete auch die Standorte Rosbach 
und Hungen, die mangels verfügbarer Fläche ausschieden. Die von der IHK angefrag-
ten Folgenutzungen für die Standorte stehen laut Investor bereits fest. Es soll eine 
konzerninterne Folgenutzung geben. Ein Leerstand sei hier nicht zu befürchten.  

b) Regionalplanerische Sicherung geeigneter Logistikstandorte 

Zwischenzeitlich hat der Entwurf / Vorentwurf des neuen Regionalplans Südhessen 
und Regionalen Flächennutzungsplans für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main 
gezeigt, dass genau dies der Fall ist: 
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Festgelegt wurden Vorranggebiete Industrie und Gewerbe mit der besonderen Zweck-
bestimmung Logistik (Kapitel 3.4.2.3 (Seiten 71 ff.) des Entwurfs/Vorentwurfs). Ziel der 
geplanten Festlegung ist es, verkehrsintensives Gewerbe dorthin zu lenken, wo ein 
schneller Anschluss an überregionale Verkehrsachsen ohne Ortsdurchfahrten ermög-
licht werden kann. Entsprechende Standorte tragen auf regionaler Ebene dazu bei, 
(CO2-)Emissionen „auf der ersten Maile“ einzusparen. Das Abweichungsgebiet ent-

spricht den Kriterien für die Festlegung entsprechender Vorranggebiete Industrie und 
Gewerbe mit der besonderen Zweckbestimmung Logistik. 

Die Vorarbeiten zur Erstellung des Entwurfs / Vorentwurfs des Regionalplans Südhes-
sen und Regionalen Flächennutzungsplans für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-
Main im Regionalen Entwicklungskonzept Südhessen (REK) haben zudem – über das 
Gebiet der Gemeinde Wölfersheim hinaus – den Nachweis erbracht, dass ähnlich ge-
eignete oder geeignetere Standorte für die Ansiedlung verkehrsintensiven Gewerbes 
im nördlichen Teil Südhessens nicht bestehen bzw. die wenigsten Kommunen über-
haupt bereit sind, großflächige Logistikbetriebe überhaupt anzusiedeln. 

 
Abbildung 8: Auszug aus dem Regionalen Entwicklungskonzept Südhessen (REK), Kapitel 6.4 

- Flächenpool Logistik, Seite 87 

 Zulassung der Abweichung 

Da die Voraussetzungen des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG vorliegen, hat die Gemeinde 
Wölfersheim grundsätzlich einen Anspruch auf Zulassung der Abweichung, § 6 Abs. 2 
Satz 1 ROG. Dies gilt allerdings nicht in Fällen, die sich vom Regelfall einer Abwei-
chung unterscheiden. In diesen Fällen hat die Regionalversammlung Südhessen – ge-
nau wie bei der nach § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG a. F. geltenden Rechtslage – nach pflicht-
gemäßem Ermessen über die Zulassung der Abweichung zu entscheiden. Es kann 
vorliegend dahinstehen, ob angesichts der Größe des Planvorhabens, dem Fehlen ei-
nes unmittelbaren Siedlungsanschlusses oder der möglichen Betroffenheit des Vogel-
schutzgebiets Wetterau ein atypischer Fall vorliegt. Denn jedenfalls ist die Zulassung 
der Abweichung zweckmäßig. 



Dezernat III 31.1 – Regional und Bauleitplanung Seite 65 von 69 

 

Es sind das Interesse der Antragstellerin an der Ausweisung gewerblicher Bauflächen 
sowie der Öffentlichkeit an der Schaffung geeigneter Logistikstandorte gegen die ent-
gegenstehenden, durch das hier betroffene Ziel der Raumordnung Vorranggebiet für 
Landwirtschaft vermittelten Interessen abzuwägen. 

a) Landwirtschaft 

Bei einer Größe des geplanten Logistikstandortes von 30 ha, von denen rund 26 ha 
innerhalb eines festgelegten Vorranggebietes für die Landwirtschaft liegen, sowie nach 
Umwidmung der gesamten „zurückgegebenen“ Fläche II (12 ha) – gehen insgesamt 
rund 16 ha Vorranggebiet für die Landwirtschaft verloren. 

Die Auffassung der Landwirtschaftsbehörden und anderer Fachdezernate, dass die 
geplante Fläche für das Logistikunternehmen regionalplanerischen Zielsetzungen wi-
derspreche, ist unstrittig. Dennoch ist es oft unumgänglich, die Belange der Landwirt-
schaft im Rahmen der Abwägung zu Gunsten der Belange der Wirtschaft (insbeson-
dere im Bereich Logistik) und der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen zurück-
zustellen, da sonst eine den Bedürfnissen der Einwohnerinnen und Einwohner gerecht 
werdende Fortentwicklung der Städte und Gemeinden nicht möglich wäre. Auch die 
für den Belang der Landwirtschaft zuständigen Fachbehörden betonen, dass im Wet-
teraukreis überwiegend hervorragende Böden anzutreffen sind, die für die Landwirt-
schaft von besonderer Bedeutung sind. Würde alleine diese Tatsache dazu führen, 
dass die Zulassung von Abweichungen als unzweckmäßig anzusehen wäre, würde 
dies die Entwicklung der Städte und Gemeinden im Wetteraukreis nicht unerheblich 
beeinträchtigen. Jedenfalls dann, wenn – wie im Falle der Zulassung einer Abwei-
chung zugunsten der Ansiedlung eines Logistikzentrums – besondere Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass Flächen für den angestrebten Zweck besonders geeignet sind, 
muss sich dies auch gegen das Interesse der Landwirtschaft am Erhalt von Flächen 
mit überdurchschnittlicher Bodenqualität durchsetzen. 

Zu den in zahlreichen Stellungnahmen angeführten Bedenken zur Betroffenheit der 
Eigentümerinnen und Bewirtschafter wurde im Auftrag der Antragstellerin die individu-
elle Betroffenheit abgefragt. Diese anonymisierte Übersicht wurde bereits dem Zielab-
weichungsantrag beigefügt. Danach sind in erster Linie kleinere bis mittelgroße Be-
triebe (10 bis 100 ha) von einem möglichen Flächenentzug betroffen. Lediglich zwei 
Betriebe verfügen über eine Flächenausstattung von über 100 ha. 

Somit zeichnet sich ab, dass einige Bewirtschafter (Eigentümerinnen und Pächter) 
durch die Gebietsentwicklung Flächenverluste erleiden, die zwischen 5 und ca. 10% 
und nicht wie teilweise angeführt, 10% und mehr der bewirtschafteten Betriebsfläche 
verlieren werden. Dies muss natürlich ausgeglichen werden, damit betroffene Betriebe 
so wenig wie möglich beeinträchtigt werden. Mit Vorlage dieser Unterlagen ist für die 
auf Abweichungsebene erforderliche Prüfungstiefe nachgewiesen, dass eine Exis-
tenzgefährdung, die nicht ausgleichsfähig wäre, ausgeschlossen werden kann.  
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Im Rahmen des gesetzlichen Umlegungsverfahrens sollen die Pachtverträge von den 
Eigentümerinnen und Eigentümern auf den neuen Grundstückseigentümer, die Ge-
meinde Wölfersheim, übergehen. Dabei sollen laut Zusicherung der Gemeinde Wöl-
fersheim die den Pächtern zustehenden Rechte entsprechend gewahrt werden. Aktu-
ell bemüht sich die Gemeinde Wölfersheim zusammen mit der Land+Forst- Projekt-
entwicklung GmbH um einen ausreichend großen Flächenpool, der den Ansprüchen 
der betroffenen Pächterinnen und Pächtern und selbst bewirtschaftenden Eigentüme-
rinnen und Eigentümern gerecht werden soll. Sollten betroffene Bewirtschaftenden im 
Rahmen des Umlegungsverfahrens nicht ausreichend Flächen zur Verfügung gestellt 
werden können, ist vorgesehen, dass der Eigentümerinnen / Pächter auf Kosten des 
Verursachers einen öffentlich bestellten Gutachter „Landwirtschaft“ mit der Feststel-

lung der betriebswirtschaftlichen Betroffenheit beauftragen kann. Die daraus gewon-
nenen Erkenntnisse zur Sicherung der Betriebe müssen dann entsprechend angewen-
det werden.  

Diese Maßnahmen sind aber auf der Ebene der verbindlichen kommunalen Bauleit-
planung und des gesetzlichen Umlegungsverfahrens umzusetzen. Dabei ist insgesamt 
zu beachten, dass der entstehende absolute Flächenverlust betriebswirtschaftlich auf 
den gesamten Berufsstand der Region möglichst gleichmäßig verteilt wird.  

Die Antragstellerin hat zudem zugesichert, dass im weiteren Planungsprozess den Be-
langen der Landwirtschaft Rechnung getragen wird und die Situation durch geeignete 
Maßnahmen (Ersatz und Tauschlandangebote, Entschädigungszahlungen u.a.) ent-
sprechend entgegengetreten wird. 

Eine von mehreren Bedenkenträgern geforderte Reduzierung der Fläche für das Lo-
gistikunternehmen ist nach Angaben des Projektierers nicht möglich, da neben der 
eigentlichen Gebäudefläche Parkflächen für Mitarbeiter und auch die absolut notwen-
digen Park -und Rangierflächen für den LKW- Verkehr in notwendiger Größe vorzu-
halten seien. Für eine optimale Ausnutzung des Gebäudes ist die Andienung von bei-
den Längsseiten notwendig, was den erhöhten Bedarf an Verkehrsflächen begründet. 
Ebenso sind Vorgaben anderer Fachbehörden wie Naturschutz hinsichtlich Eingrü-
nung des Gebietes einzuhalten, die einen zusätzlichen Flächenverbrauch verursach-
ten. Die Erforderlichkeit der Größe von annähernd 30 ha zeigt der folgende Plan an-
schaulich. 
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Abbildung 9: Neubau REWE Zentralstandort Mitte, Objektbezogener Lageplan (Phase 5 GmbH, 

Stand 2021, ohne Maßstab 

b) Verkehrliche Belange 

Zu den Belangen des Verkehrs hat die Antragstellerin bereits mit dem Aufstellungsbe-
schluss zum Bebauungsplan eine Verkehrsuntersuchung beauftragt, die sich mit den 
aufgeworfenen Fragestellungen im Detail auseinandersetzen wird. HessenMobil soll 
dazu frühzeitig – spätestens im Rahmen der Beteiligungsverfahren nach dem Bauge-
setzbuch – von der Antragstellerin über die Ergebnisse der Untersuchung informiert 
und in den weiteren Planungsprozess eingebunden werden. Auf der Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung und der im Rahmen der dort notwendigen städtebaulichen 
Abwägung muss sich die Antragstellerin mit den vorgetragenen Anregungen befassen. 

Parallel hierzu wird zum nachfolgenden Bauleitplanverfahren eine schalltechnische 
Untersuchung erstellt, die prüft, inwieweit schallschutztechnische Auflagen oder Re-
gelungen für die Geräuschentwicklungen aus dem Logistikbetrieb auf umliegende 
schutzwürdige Nutzungen, dazu zählt u. a. auch der in den Stellungnahmen angespro-
chene Rühlshof, zu berücksichtigen sind. Die Empfehlungen aus dem Gutachten sol-
len als Festsetzungen Eingang in den Bebauungsplan finden. Auf Ebene der Regio-
nalplanung wird aufgrund der vorliegenden Prognosen eine grundsätzliche Machbar-
keit gesehen. 
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c) Belange des Natur- und Artenschutzes 

Zu den Bedenken und Anregungen der Naturschutzbehörden und -verbände hat die 
Gemeinde bereits in den Antragsunterlagen dargelegt, dass beabsichtigt ist, keine zu-
sätzlichen landwirtschaftlichen Flächen für den naturschutzfachlichen Ausgleich in An-
spruch zu nehmen. Es sollen ausschließlich gemeindeeigene Ökopunkte und Öko-
punkte Dritter verwandt werden. Ausgenommen hiervon seien ausschließlich die vom 
Naturschutz geforderte CEF- Maßnahmen.  

Unstrittig ist die artenschutzrechtliche Relevanz der genannten Vorkommen von Feld-
lerche und Feldhamster. In beiden Fällen ist vor dem Hintergrund der Rechtsprechung 
und der gängigen Praxis in der Bauleitplanung aber davon auszugehen, dass das Ein-
treten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände auf Ebene des Bebauungsplans 
durch geeignete Vorsorge-, ggf. auch CEF- Maßnahmen vermieden werden kann. 
Diese Annahme begründet sich in dem Umstand, dass sich das Plangebiet in keiner 
Weise durch spezifische, in der Umgebung nicht wiederkehrende Eigenschaften un-
terscheidet. 

Die landwirtschaftliche Nutzung erfolgt in der gleichen Intensität wie in der übrigen 
Feldgemarkung von Wölfersheim. Sonderstandorte gibt es nicht. Folgerichtig ist auch 
die Brutdichte der Feldlerche im Plangebiet nicht überdurchschnittlich hoch (vgl. Na-
tura 2000- Verträglichkeitsstudie). Eine erste Begehung der Äcker im Frühjahr durch 
den Auftraggeber ergab keine Hinweise auf Hamstervorkommen.  Auf Ebene des Ziel-
abweichungsverfahrens bedarf es keiner dezidierten Abarbeitung der artenschutz-
rechtlichen Bestimmungen. 

III. Rechtliche Hinweise 

Durch die Zulassung der Abweichung werden Erlaubnisse, Bewilligungen oder sons-
tige Entscheidungen, die nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sind, nicht er-
setzt.  

Gemäß § 8 Abs. 4 Satz 1 HLPG kann die Entscheidung der Regionalversammlung, 
eine Zielabweichung zuzulassen oder zu versagen, innerhalb von drei Monaten nach 
der Entscheidung der Regionalversammlung durch die obere Landesplanungsbehörde 
mit Zustimmung der obersten Landesplanungsbehörde ersetzt werden, wenn dies 
rechts- oder fachaufsichtlich geboten erscheint. 

Darmstadt, Mai 2026 0029-III 31.1-93.d.52.14-00005#2025-00003 

Markus Langsdorf 5693 
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G. Gebiet, für das die Abweichung zugelassen wird 

 
Abbildung 10: Gebiet, für das die Abweichung zugelassen wird 
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